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\/ORWORT

Die Tàtigkeit des Europàischen Gewerkschaftsinstituts
(EGI) richtete sich entsprechend sei.nem Auftrag bisher
auf die Entwicklungen in Westeuropa und besonders in
der Europâischen Gemeinschaf t .

Mit dem Umbruch in den Làndern Mittel- und Osteuropas

ergibt sich eine neue Situation. Der Europâische Ge-

werkschaftsbund (EGB) schuf ein Forum, das als Platt-
form des Erfahrungsaustausches und der Kooperation mit
den demokratischen Gewerlrschaften der Lânder Mittel-
und Osteuropas dient.

Mit der Entwicklung neuer Beziehungen zwischen der EG

und diesen Làndern veràndert sich zugleich der Rahmen

der Forschungsarbeit des EGI.

Der Abschluss der ersten Assoziationsabkommen zwischen

der EG und Polen, der Tschechoslowal<ei und Ungarn im
Dezember 1991 war Anlass einer ersten Untersuchung der

Ziele un<l des Inhal ts dieser Abkornmen.

Die vorliegende Studie wurde von
nos, Forschungsreferentin im EGI,

Bettina r - Asa tho-
vorbereitet

Günter Kôpke

Direktor des EGI

BrüsseI, Februar 1992
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I ETNLEITIJNG

AIs Reaktion auf die "sanften" Revolutionen, <lie im

Herbst 1989 in MitteI- und Osteuropa stattgefunden
haben, muBte die Europàische Gemeinschaft neu überclen-
ken, wie sich ihre Beziehungen zu «tiesen, um Einbez:ie-
hung in den europàischen Integrationsprozep bemühten
Làndern künftig gestalten sollen. Die "Europa-Abhom-
men", bei denen es sich um Assoziationsabkommen han-
del t, stel len die Antwort der Europâischen Gemerin-

schaft auf diese Frage dar.

Die Europa-Abkommen sehen in ihren Prâambeln zwar d.j.e

Mi tgl iedschaft aI s letztes ZieI vor, ohne jedoch ej.nen
Zeitplan für deren Verwirklichung festzulegen.

Die bilateral ausgehandelten und abgeschlossenen Asso-
ziationsabkommen, die zvlar den gleichen Aufbau arber

auch kleinere Unterschiede bezügl ich ihres Inhal ts
aufweisen, haben die Errichtung einer Freihandelsz:one
zw Ziel uncl sehen eine ganze Palette von Bereichen
für eine Zusammenarbeit vor.

Diese Zusammenarbeit soll sich über folgende Gebj.ete
erstrecken: Industrie, Investitionsfôrderung und Inve-
stitionsschutz, âll'gemeine und berufliche Bildung,
Itlissenschef t und Technik, Landwirtschaf t, Energie und

nukleare Sicherheit, Umwelt und Wasserverwaltung,
Verkehr, Telekommunikation und damit verbundene Post-
<lienstleistungen, Rundfunk und Fernsehen, Banlien,
Versicherungen und andere Finanzdienstleistunçien,
Wâhrungspolitik. Bankenaufsicht und Finanzkontrolle,



o

GeIdwàsche, Regionalent\À,icklung, soziale Fragen, Frem-

denverkehr, KMU, Information uncl audiovisuelle Medien,

ZoLl, Zusammenarbeit im Bereich der Statistilt un<l der
Wirtschaftswissenschaften, ôffentliche Verwaltung und

Drogen sowie die kulturelle und die finanzielle Zu-
sammenarbe i t .

In dem Assoziationsablrommen wircl relativ wenig und

nicht unter einem eigenen Titel auf die soziale Dimen-

sion eingegangen, vielmehr wird clieses Thema in Zusam-

menhang mit der Freizügigkeit der Artreltnehmer, der
Angleichung der Rechtsvorschriften und der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit behandelt (Zusammenarbeit im

sozialen Bereich, allgemeine und berufliche Bildung).

In den Abkommen r,verden der soziale Dialog und die
Sozialpartner mi t keinem ltlort erwàhnt und ist auch

keine Einrichtung vorgesehen, die sich mit diesen
Fragen befassen soll,

Der in den Europa-Abltommen vorgesehene institutionelle
Aufbau folgt mit <ler Errichtung eines Assoziations-
rats, eines Assoziat ionsausschusses und eines Parla-
mentarischen Assoziationsausschusses dem klassischen
Schema. Die Entscheidungsgewal t I iegt beim Assoziati-
onsrat, der Empfehlungen abgibt und als Schlichtungs-
instanz zwischen den Vertragsparteien fungiert. Der

AssoziationsausschuB unterstützt alen Assoziationsrat
bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Der Parlamentari-
sche AssoziationsausschuB setzt sich jeweils aus Mit-
glie<tern des Europàischen Parlaments und der Parlamen-
te des assozi ierten Staaten zusemmen und dient aIs
Forum iür einen Meinungsaustausch.
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Die Europa-Abkommen untertei len sich in mehrere Ti tel
und Kapi tel , denen eine PrâambeI vorangeht , in der

einleitend <lie allgemeinen Ziele der Vertràge aufge-

führt wurden. Die Abl<ommen sind also folgendermaBen

aufgebaut:

PRAAMBEL

TITEL

TiTEL

TITEL

TITEL

I:
II:
III
IV:

POLITISCHER DIALOG

ALLGEMEINE GRUNDSATZE

FREIER WARENVERKEHR

FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER,

N I EDERLASSUNGSRECHT , D I ENSTLE I STUNGSVERKEHR

ZAHLUI.IGEN, KAPITALVERKEHR, WETTBEWERB

UND SONSTIGE WIRTSCHAFTLICHE BESTIMMUNGEN,

ANGLEICHUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN

WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT

KULTURELLE ZUSAMMEI,iARBE IT
FINANZiELI.E ZUSAMMENARBEIT

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ORGANE,

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

TITEL V:

TITEL VI:
TITEL VII:
TITEL VI I I
TITEL IX:

ANHÂNGE

In der vorliegenden Studie wird nicht auf alle Titel
und Kapitel der AbkoNnen eingegangen, da das Schwerge-

wicht auf solche Fragen gelegt werden sol I , die aus

Gewerkschaftssicht grôBere Bedeutung erhalten kônnten.
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II ZTELE DER EUROPA-ABKOMMEN
( Prâa.mbe 1 )

Nach den gewaltigen Verànderungen in Mittel- und Ost-
europa infolge des Zusammenbruchs der dortigen korunu-
nistischen Systeme sehen sich Westeuropa und insbeson-
dere die Europâische Gemeinschaft, die den Kern euro-
pàischer Integration bildet, vor grope Herausforderun-
gen in bezug auf die politische Neuordnung Europas
gestel I t .

Da die wirtschaftliche Integration bisher das Modell
d.er Europàischen Gemeinschaft zur Friedens- und Stabi-
litâtssicherung zwischen «len Vôlkern Europas untt zur
Erlangung von Wachstum und Wohlstand bildete, sollen
die mit d.en mittel- und osteuropàischen Lândern zu
entwickelnden Beziehungen einem âhnlichen Grundprinzip
folgen.

Ob es dabei wirklich nôtig ist, «laB diese Lànder genau
den gleichen Weg zur Integration ei.nschlagen wie die
westeuropâischen Lànder, bleibt fragtich. Es erscheint
eher angeraten, es ihnen zu ermôgl ichen, â[ berei ts
erreichten Integrationsstand teilzuhaben, zumindestens
im Bereich der politischen Zusammenarbeit - clies auch
im Hinblick auf die'geplante politische Union - mit
einer übergangsphase für den Bereich der Wirtschaft,
wie sie in den Assoziationsabkommen bereits vorgesehen
ist.

Die Prâambel enthàlt folgende Absichtserklârungen
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<1ie Stârkung uncl Erwei terung cler tradi t ionel len

Bindungen und Beziehungen, die in der Vergangenheit

zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitglieclstaaten
einerseits und Ungarn, Polen und der CSFR anderer-
sei ts hergestel I t wurden ( jeder der «lrei Staaten

hat einen eigenen vertrag mit der Gemeinschaft

abgeschlossen);

die Herstellung enger und dauerhafter Beziehungen

auf der Grundlage der Gegenseitiglreit, wodurch die
Tei lnahme Polens , Ungarns und der Tschechos I owakei

am europàischen IntegrationsprozeB ermôglicht und

zur Verwirkt ichung des Ziels der EG-Mitgliedschaft
dieser Lànder beigetragen würde;

die Aufnahme eines regelmâBigen politischen Dialo-
ges über bilaterale und internationale Fragen von

beidersei tigem Interesse ;

die Bestàtigung des neuen Bekenntnisses zu einer
pluralistischen Demokratie, die auf dem Grundsatz

der Rechtstaatlichkeit, der Achtung der Menschen-

rechte und der Grundfreiheiten, einem Mehrparteien-
system mit freien und demokratischen Wahlen sowie

auf den Grundsàtzen von Marktwirtschaft und sozia-
ler Gerechtigkeit aIs den Voraussetzungen für die
Assoz i at i on bas i eren .

Darüber hinaus erklârt die Gemeinschaft ausgehend von

der Überzeugung, daÊ weitere Fortschritte im Übergang

zu einem marktwirtschaft 1 ichen System die voI le ver-
wirklichung der Assoziation ermôgl ichen werden, ihre
Berei tschaft , Instrumente für die Zusammenarbei t und

<lie wirtschafttiche, technische und finanzielle Hilfe
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auf globaler und mehrjàhriger Basis zu schaffen, um

umfangreiche Unterstützung bei der Durchführung der
Reform zu leisten und den betroffenen Lândern zu hel-
fen, die wirtschaft I ichen und sozialen FoIgen der
Strukturanpassung zu bewâl tigen.

SchlieBlich werden in der Prâambel die festen Ver-
pflichtungen Lekràftigt, die die Gemeinschaft und ihre
Mitgliedstaaten sowie Polen, Ungarn und die CSFR im

Rahmen des Prozesses der Konferenz für Sicherheit und

Zusammenarbeit in Europa (KSZE) eingegangen sind,
einschl iepl ich der Verpfl ichtung zur vol lstândigen
Durchführung aIler darin enthaltenen Grundsàtze und

Bestimmungen, insbesonclere die der SchluBakte der
Konferenz von Helsinki sowie der Abschliependen Doku-
mente der Folgetreffen von Wien und Madrid un<l der
"Pariser Charta für ein neues Europa".
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III INHALT DEFi Et,IROPA-ABKOMMEN

I. POLITISCHER DIALOG

Die Artikel 2 bis 5 von Titel I der Abkommen enthalten
die Bestimmungen bezüglich des auf bilateraler Basis
zwischen der Gemeinschaft und den drei Partnerlândern
einzuleitenden pol itischen Dialogs .

Ziel dieses pol itischen Dialogs ist es, die Annâherung

zwischen den Vertragspartnern zv begleiten und zu

festigen, die politische Ordnung in den neuentstan-
d.enen Demokratien zu stützen und zur Herstellung dau-

erhafter Solidaritàtsbeziehungen und neuer Formen der
Zusammenarbei t be i zutragen.

tlie Europa-Abkommen soI len die vol le Integration der

drei Partnerlànder in die Gemeinschaft demokratischer
Nationen und die schrittweise Annàherung an die Ge-

meinschaf t erleichtern.

Diese Annàherung ist nicht auf wirtschaftliche Zusam-

menarbeit begrenzt sondern soll zu politischer Konver-
genz führen, einschlieBlich einer Konvergenz der
Standprrnkte in internationalen Fragen, insbesondere in
solchen Fragen, die' erhebliche Folgen für die eine
oder die andere Vertragspartei haben kônnen.

Der pol i ti sche Dialog findet im Assoziationsrat auf
Ministerebene statt.
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Das polnische Abkommen sieht darüber hinaus in Anbe-

tracht der wichtigen politischen Funlrtion des Prâsi-
denten in diesem Land im ersten Absatz von Artikel 3

Konsul tationen' zwischen dem Prâsidenten des Europâ-
ischen Rates und dem Prâsidenten der EG-Kommission ei-
nerseits und dem Prâsidenten Polens andererseits vor.

Das mit der CSFR geschlossene Abkommen sieht in Arti-
kel 4 âhnliche Treffen zwischen dem Prâsidenten der
CSFR einersei ts und dem Prâsidenten des Europàischen
Rates und dem Pràsidenten der EG-Kommission anderer-
seits vor. Im ungarischen Abkommen wird der Prâsident
nicht erwàhnt, aber es wird festgelegt, daÊ Konsulta-
tionen auf der "hôchsten pol itischen Ebene" stattfin-
den werden. Dieser Unterschied làBt sich wahrschein-
lich darauf zurückführen, d.aB den Prâsidenten durch
die Verfassungen der verschiedenen Lànder jewei 1s

unterschiediiche Ro1len zugedacht wurden.

Andere Verfahren und Mechanismen für den politischen
Dialog werden von den Vertragsparteien durch die
Schaffung geeigneter Kontakt-, Austausch- und Konsul-
tat ionsmôgl ichkei ten vor aI 1em in folgender Form (Art .

4l eingeführt:

Tagungen auf der Ebene hoher Beamter (der politi.-
schen Direktoren) zwischen Beamten des jeweils
betroffenen Partne,rlandes einerseits und der Prâsi-
dentschaft des Rates der Europâischen Gemeinschaf-
t en und <ler Komrn i ss i on der Europà i s chen Geme i n-
schaften anderersei ts ;

voIIe Nutzung der diplomatischen Kanâle, wobei die
rlrei Lânder in die Gruppe von Lândern einbezogen
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werden, die regelmàBig über die Europâische Politi-
sche Zusammenarbeit zu unterrichten sind und ein
Informationsaustausch im HinbI ick auf die Verfol-
gung der in Art ikel 2 def inierten Ziele;

alle anderen Mittel, die einen nützlichen Beitrag
zur FestiBunE, Entwicklung und Intensivierung des

politischen Dialogs leisten kônnen. " (Artilrel 4 von

TiteI I der Europa-Abkommen)

Artikel 5 behandelt <len politischen Dialog, der auf
parlamentarischer Ebene im Rahmen des Parlamentari-
schen Assoziationsausschusses geführt wird,

Der den pol i t i schen Dialog behandelnde Ti tel I des

Abkommens kônnte grôBere Bedeutung für die künftige
Entwicklung der Beziehungen zwischen der Gemeinschaft

und ihren assozi ierten Partnerlànttern in Mittel- und

Osteuropa erlangen.

In dem MaBe, wie die Annâherung zwischen den Partner-
Iànclern untl der Gemeinschaft und ihre politische Kon-

vergenz gefôrdert werden sollen, bietet er viele Môg-

lichkeiten für eine gesamteuropâischen Integration,
soweit der entsprechende politische wille dafür be-

steht.

Da jedoch die Verhandlungen über den Europâischen
Wirtschaftsraum zieml ich enttàuschend in bezug auf das

potentielle "gemeinsame Entscheidungsverfahren" ver-
liefen - jedenfalls für die EFTA-Lânder,. die auf ein
Verfahren tatsâchlicher gemeinsamer Entscheidungsfin-
drrng gehofft hatten -, wird der politische Dialog, so

wie <lie Europa-Abkommen ihn vorsehen, wahrscheinl ich
arrch n j cht wei ter gehen .
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Inzwischen ste11t sich jedoch die Frage, ob die Ein-
richtung einer "europâischen Plattform", d.h. eines
Forums des politischen Dialogs, iD dem die Vertreter
der EG-Institutionen und der osteuropâischen Lânder
auf einer mehr aIs nur zwei Seiten umfassenilen Ebene

zusammentràfen, eventuel I unter Betei I igung der EFTA-

Lànder, nicht einen sinnvolleren Beitrag zum europàis-
chen Integrationsprozep geleistet hâtte, denn dadurch
hâtte man den ganzen Kontinent einbezogen und einen
echten Dialog zwischen gleichberechtigten Partnern
ermôgl icht .

Die Idee Kommissar Andriessens, die mittel.- und osteu-
ropàischen Lânder in die politische Union einzubezie-
hen, d.h. ihnen die vollstândige Beteiligung am poli-
tischen IntegrationsprozeB zu ermôglichen, und gleich-
zeitig für sie eine übergangsperiode zur Durchführung
ihrer wirtschaftlichen Umgestaltung und zur schritt-
weisen Integration in den Binnenmarkt vorzusehen, wàre

wahrscheinl ich die beste Art , die wirtschaftl j.chen

Umges taI tungsprozesse zu beschl eunigen und di eser
Region - und damit auch Europa als Ganzes - politische
Stabi I itât zu verleihen,

Auf diese Weise kônnten die mittel- und osteuropâ-
ischen Lànder auch MitteI aus den Strukturfonds erhal-
ten, die ausgebaut werden müÊten, und erhielten ein
Mitspracherecht bei der Gestaltung des Europas der
Zukunft, Eine solche Osterweiterung der EG kônnte mit
einer zusâtzl ichen Erwei terung der EG um die bei-
tri ttswi I I igen EFTA-Lânder einhergehen, die ihrerseits
einen Beitrag zu den Strukturfonds leisten kônnten.
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Der Verweis auf "alle anderen Mittel, die einen nütz-
lichen Beitrag zur Festigung, Entwicklung und zur
Intensivierung des pol itischen Dialogs leisten kônnte"
ist insofern aus Gewerkschaftssicht relevant, als er
als Argument für die Forderung nach der Einrichtung
eines Dialogforums für die Sozialpartner herangezogen
werden kônnte.
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2, ALLGEMEINE GRUNDSATZE

Die Assoziationsabkommen sehen (unter Titel II ) eine
übergangszeit von hôchstens 10 Jahren vor, die sich in
zwei aufeinanderfolgende Stufen von jeweils fünf Jah-

ren gliedert. Die erste Stufe beginnt mit dem Inkraft-
treten dieses Abkommens.

Die Assoziationsrâte prüfen regelmàBig die Durchfüh-
rung der Abkommen und die Fortschritte der drei Part-
nerlânder bei der Einführung der Marktwirtschaft.

Wàhrend der zwôlf Monate vor Ablauf der ersten Stufe
treten die Assoziat ionsrâte zusammen, üR über den

übergang zu der zweiten Stufe wie auch über etwaige
Anderungen der für die zweite Stufe geltenden Durch-

führungsmaBnahmen zu entscheiden.

Die genannten zwei Stufen fin<len keine Anwendung auf
den freien Warenverkehr.
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3. FREIER WARENVERKEHR

Unter Titel III der Abkommen ist die schrittweise
Errichtung einer Freihandelszone nach dem Prinzip der
"asymmetrischen Liberalisierung" vorgesehen, was be-
deutet, daÊ die EG vor den osteuropâischen Partnern
liberalisiert.

Mit Ausnahme der sensiblen Bereiche wie der Textil-
branche, der Kohle- uncl Stahlindustrie und der Land-
wirtschaft wird die EG alle mengenmàBigen Beschrânkun-
gen und ZôlLe auf Ursprungswaren aus den drei Lândern
mit Inkrafttreten der Abkommen aufheben.

Für Stahlprodulrte werden die Zôlle für die drei Part-
ner zum Zeitpunkt des Inkrafttreten der Abkommen auf
50% des Ausgangszolls gesenkt werden, alle noch ver-
bleibenden Zôl le werden ein Jahr spàter besei tigt
werden.

Im Kohlebereich werden vom Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Abkommens an die Einfuhrzôl1e durch jàhrliche
Senkungen des Ausgangszol.lsatzes um 20% verringert, so

daB sie am Ende des fünften Jahres nach Inkrafttreten
des Abkommens vollstândig beseitigt sind.

Die Einfuhrzôlle auf 'landwirtschaftliche Produkte, die
ebenfal ls einen wichtigen Bestandtei I der Exporte der
drei Lànder in die Europâische Gemeinschaft bilden und

die ein grôBeres Problem für die Gemeinsame Agrarpoli-
tik (GAP) darstellen, werden im Rahmen von jâhrlichen
Gemei nschaf t szo I I kont i ngenten oder -p1 afonds ausge-
setzt, die gemàF den im Anhang festgelegten Bedingun-
gen schri ttwei se aufgestockt werden.
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Die Einfuhrzôl le auf Agrarprodukte sol len ebenfal 1s

spàtestens am Ende des fünften Jahres vol Istândig
besei t i gt sein . AuPerdem werden die Einfuhrzôl I e für
Mengen, die die vorgenannten Kontingente oder Plafonds
überschrei ten, vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Abkommen an durch jàhrlich Senkungen um 15% (Polen)
bzw. 1.0% (Ungarn und die CSFR) schrittweise beseitigt.
Bis zum Ende des fünften Jahres werden die verbleiben-
clen Zôlle beseitigt,

Die in der Gemeinschaft geltenden mengenmâBigen Ein-
fuhrbeschrânkungen und MaBnahmen gleicher Wirkung
werden vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Abkommen

an aufgehoben, ausgenommen für Agrarprodulrte,

In den drei Partnerlândern geI ten unterschiedt iche
Bedingungen bezüglich der Senkung ihrer Einfuhrzôlle
und mengenmâBigen Begrenzungen. In Abhângigkei t von
der Sensibilitât der Produkte sollen die EinfuhrzôI1e
auf die meisten Ursprungswaren der Gemeinschaft bis
zum Jahr 1997 schrittweise beseitigt werden und die
letzten ZôLle auf die sensibelsten Waren bis zum Jahr
200L

Die in den mittel- und osteuropâischen Lândern gelten-
den mengenmâBigen Einfuhrbeschrànkungen und MaBnahmen

mit gleicher Wirkung werden mit dem Inkrafttreten des

Abkommens aufgehoben,. ausgenommen für die sensibelsten
Produkte, für die die Beschrànkungen schrittweise
zwischen dem 1. Januar .1 995 und rlem 31. Dezember 2OOO

beseitigt werden sollen.
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FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER,

RECHT UND DIENSTLEISTUNGSVERKEHR

N IEDERLASSUNGS-

Das die Freizügigkeit der Arbeitnehmer behandelnde

erste Kapitel enthâ1t keine Bestimmungen zu "nicht
rechtmâBig beschàftigten Arbeitnehmern", die ein wach-

senrles Problem innerhalb der Gemeinschaft darstellen.
Da sie über.keinen legalen Status verfügen, müssen sie
unmenschliche Arbeitsbedingungen akzeptieren und er-
hôht sich durch sie der firuc!< in Richtung auf ein
"sozialdumping". Die Gewerkschaften fordern daher

ctringend, nach einer Lôsung für solche problematischen
Entwi.cklungen zu suchen.

Alle drei Abkommen enthalten Bestimmungen, denen z§-
folge den rechtmâFig beschâftigten Arbeitnehmern eine
Behandlung ztJ gewâhren ist, die "hinsichtlich der

Arbeitsbedingrrngen, der Entlohnung oder rler Entlassung
keine auf der Staatsangehôrigkeit beruhende Benachtei-
tigung gegenüber den eigenen Staatsangehôrigen be!ÿirkt
(ArtikeI 37).

Auperdem haben den drei Abkommen zufolge die rechtmâ-

Fjg im Gebiet eines Mitgliedstaates wohnhaften Ehegat-
ten und Kinder eines dort rechtmâBig beschâftigten
Arbeitnehmers Zugang zum Arbeitsmarkt rlieses Mitglied-
staates wâhrend der Geltungsdauer der Arbeitserlaubnis
dieses Arbeitnehmers; eine Ausnahme bilden Saisonar-
bei ter un<1 Arbei tnehmer, die unter bi laterale Abkommen

im Sinne von Artikel 42 fallen.

Den St.aatsangehôrigen der EG-MitgI ieclstaaten sind
Polen, Ungarn unrl der CSFR die gleichen Rechte
gewàhren .

in
7.\l
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Die bestehenden Erleichterungen, die einige Mitglied-
staaten hinsichtlich des Zugangs von ungarischen,
tschechischen und polnischen Arbeitnehmern zum Ar-
beitsmarkt in cler Gemeinschaft gewàhren, werden bei-
behalten und nach Môglichkeit verbessert, dies "vorbe-
haltlich der Einhaltung der gemeinschaftlichen Bestim-
mungen bezügI ich der Mobi I i tàt der Arbei tnehmer" und

"unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktlage in der
Gemeinschaft".

Artikel 38 aller drei Abkommen behandelt die Koordi-
nierung der Systeme der sozialen Sicherheit für Ar-
beitnehmer polnischer, ungarischer und tschechoslowa-
kischer Staatsangehôriglreit, die im Gebiet eines Mit-
gliedstaats beschâftigt sind und für deren Familienan-
gehôrige, di.e dort rechtmàBig wohnhaft sind. Vorbe-
hal t I ich der in jedem Mi tgl iedstaat gel tenden Bedin-
gungen und Modalitâten sieht er folgendes vort

"- Für diese Arbeitnehmer werden die in den einzelnen
Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs-, Bê-
schàftigungs- bzw. Aufenthaltszeiten bei den Al-
ters-, Inval idi tâts- und Hinterbl iebenenrenten
sowie der Krankeitsfürsorge für sie und ihre Fami-
1 ienangehôr igen zusammengerechnet .

Es kônnen a1 le Al ters- und Hinterbl iebenenrenten
und Renten bei Arbei tsunfal I , Berufskrankhei t oder
Erwerbsunfàhigkeit, wenn diese durch einen Arbeits-
unfall oder eine Berufskrankheit verursacht wurde -
mit Ausnahme der nicht beitragsbedingten Leistungen

, zu rlen gemàP den Rechtsvorschriften des Schuld-
nermitgliedstaats bzw. der Schuldnermitgliedstaaten
geltenden Sâtzen frei transferiert werden.
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Die betreffenden Arbeitnehmer erhal ten Fami I ienzu-
lagen für ihre vorgenannten Familienangehôrigen. "

Den Staatsangehôrigen von Mitgliedstaaten der Europà-

i schen Gemeinschaft , die in PoIen, Ungarn oder der
Tschechoslowakei rechtmâBig beschâftigt sind und deren

dort rechtmàpig wohnhaften Familienangehôrige ist eine
dementsprechende Behandlung zu gewâhren.

Aufgabe des Assoziationsrates ist es, die Gewâhrung

wei terer Verbesserungen zu "prüfen", einschl ieFt ich
Erleichterungen für den Zugang zur Berufsausbildung,
"im Einktang mit den geltenden Rechtsvorschriften und

Verfahren" und "unter Berüclrsichtigung der Arbeits-
marktlage in rler Gemeinschaf t".

Demzufolge werden durch die Europa-Abkommen die Môg-

Iichlreiten des Zugangs zur Beschâftigung j.nsofern

nicht unbedingt verbessert, als darin festgehal ten
ist, daÊ sie "nach Môgl ichkeit" und "unter Berücksich-
tigung der Arbeitsmarktlage in der Gemeinschaft" ver-
bessert werden so11en, eine recht unverbindli.che For-
mul ierung also, insbesondere, r^renn man bedenkt , daF

die Arbeitslosenrate in der Gemeinschaft sehr hoch ist
und wahrscheinlich in den nàchsten Jahren auch nicht
erhebl i ch abnehmen urird .

Âhnlich vage und unüerbindlich sind <tie Bestimmungen
bezüglich der zweiten Stufe, die vorsehen, dap der
Assoziationsrat die Môgl ichkeiten zur Verbesserung der
Freiz.ügigkeit rler Arbeitnehmer prüft "und dabei di.e

wirtschaftl ichen und sozialen Bedingungen in Ungarn,
PoIen und rler CSFR" berücksicht igt sowie wiederum "die
Beschâftigungssi tuation in «ler Gemeinschaft". Die mei-
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sten Wirtschaftsstudien beurtei len die Môglichkei ten
dieser Lânder, ihre wirtschaft I ichen und sozialen
Gegebenheiten in so kurzer Zeit an die der Gemein-

schaft anzrrpassen, nicht sehr positiv.

Das Kapitel über die Freizügigkeit erhâIt je<loch da-
durch eine positivere SchluBnote, dap Artikel 44 der
mi t Polen und der CSFR geschlossenen Abkommen und

Artikel 40 des ungarischen Abkommens vorsehen, daB <lie

Gemeinschaft technische Hilfe beim Aufbau eines ange-
messenen Systems der sozialen Sicherheit und der Ar-
beitsmarktverwaltung in diesen Làndern leisten wird.
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5. ANGLEICHUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN

Da die <lrei Partnerlânder für die nâhere Zukunft die
EG-MitgI iedschaft anstreben, erkennen sie in Titel v,
Kapitel III die Bedeutung der Angleichung ihrer beste-
henden und }rünftigen Rechtsvorschriften an das Gemein-

schaftsrecht an und werden daher dafür Sorge tragen,
daB die künftigen Rechtsvorschriften mit dem Gemein-

schaf tsrecht vereinbar sind.

Artikel 69 aller drei Abkommen si.eht die Angleichung
der Rechtsvorschriften für aIle folgenden Bereiche
vor: Zollrecht, Gesellschaftsrecht, Rechnungslegung
von Unternehmen und Steuern, geistiges Eigentum,
Schutz der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, Finanzdienst-
leistungen, Wettbewerbsregeln, Schutz der Gesundheit
und des Lebens von Menschen, Tieren und PfIanzen,
Lebensmi ttelgesetze und Verbraucherschutz einschl ieB-
lich der Produkthaftung, indirekte Steuern, technische
Vorschriften und Normen, Verkehr und Umwelt.

Aus Sicht der Gewerkschaften sollte ebenfalls die
Charta <ler Sozialrechte der Arbeitnehmer in die Liste
f iir die Rechtsangleichung auf genommen werrlen.

Die MaBnahmen der Gemeinschaft, Bit denen den drei
Lândern technische flilfe bei rler Umsetzung dieser
Ziele gelei stet werden sol I , umfassen unter anderern
fo I gende :

Austausch von Sachverstândigen ;

Berei ts tel lung von Informat ionen'
Veranstal tung von Seminaren ;
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- Ausbi ldungsmapnahmen ;

- Hilfe bei der übersetzung des einschlâgigen Gemein-
schaftsrechts" (Art. 69 des ungarischen Abkommens,

Artikel 70 der mit Polen und der CSFR geschlossenen
Abkommen).
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6. WIRTSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT/

ALLGEMEINE UND BERUFLICHE BILDUNG

Der die wirtschaftl iche Zusammenarbei t abhanclelnde

Titel VI zielt auf «lie Stârkung der Wirtschaftsbezie-
hungen auf einer "môgl ichst breiten Grundlage" ab.

Darin enthalten sind potitische MaBnahmen der Gemein-

schaft zur Fôrclerung der wirtschaftlichen und sozialen
Entwiclrlung der Lànder in Mittel- und Osteuropa, ins-
besondere MaBnahmen im Zusammenhang mit der gewerbli-
chen Wirtschaft, einschl ieBt ich Bergbaubereich, Inve-
stitionsfôrderung und Investitionsschutz, Zusammenar-

beit in Wissenschaft und Technik, allgemeine und be-

rufliche Bildung, Landwirtschaft und Agroindustrie,
Energie, nukleare Sicherhei t , Umwel t , Verkehr, Tele-
kommunikation, Banken, Versicherungen und andere Fi-
nanzdienstteistungen, Zusammenarbeit bei der Finanz-
aufsicht, Wàhrungspolitik, Regionalentwicklung, Zusam-

menarbeit im sozialen Bereich, Fremdenverkehr, lrleine
und mittlere Unternehmen, Information und audiovisuel-
1e Medien, Verbraucherschutz, Zo I I , Zusammenarbei t im

Bereich der Statistik, Wirtschaftswissenschaften und

Drogen.

Sehr positiv zu bewerten ist die Tatsache, daB die
obengenannten po1 itischen MaBnahmen dem Grundsatz

einer tragbaren EntWicklung folgen und den Erforder-
nissen einer tragbaren und harmonischen Sozialentwick-
lung Rechnung tragen sollen.
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a) Soziale Aspekte der Europa-Abkorûnen

Den sozialen Aspekten wird in den Europa-Abkommen
nicht wirklich genügend Bedeutung beigemessen.

Es werden darin zwar die wirtschaftlichen und sozialen
Disparitâten zwischen der Gemeinschaft und den mittel-
und osteuropâischen Lândern erwàhnt und festgehalten,
daB den betroffenen Lândern HiIfe bei der Bewàltigung
der sozialen Auswirkungen des Reformprozesses gewâhrt
werden soll, aber soziale Konvergenz zàhlt nicht zu
d.en Zielen der Abkommen.

Um <lie Bedeutung der sozialen Dimension als integralem
Bestandtei I der übergangsphase und des europàischen
Integrationsprozesses hervorzuheben, müBte in der
Pràambel auf <lie Charta der Sozialrechte der Arbeit-
nehmer und das Soziale Aktionsprogramm verwiesen wer-
den.

Darüber hinaus findet sich nirgendwo, noch nicht ein-
maI im Kapitel über die Zusammenarbeit im sozialen
Bereich ein Hinweis auf die Gewerkschaften oder die
Arbeitsbeziehungen.

Ob diese Organisationen sich in ihrer Sachverstândi-
genfunktion und als interessierte Parteien an der in
den Europa-Abkommen vorgesehenen sozialen Zusammenar-

beit beteiligen kônnen, an den Informations- und Bil-
dungsmaBnahmen zur Ausbildung von Managern und Gewerk-
schaftern sowie an der Zusammenarbej.t von Unternehmen,
einschlieFlich auf der Ebene traninationaler Betriebs-
ràte, wird überhaupt nicht deutlich und muB noch ge-
kIârt werden
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Zusammenarbeit im sozialen Bereich

Artikel 87 <ler mit Polen und der CSFR geschlossenen

Abkommen und Artikel 73 des ungarischen Abkommens

behandeln die Zusammenarbeit im sozialen Bereich.

Es lassen sich dabei Unterschiede bezügiich der Formu-

lierung feststelten, aus denen sich Unterschiede be-

züglich der Reichweite und des Anwendungsbereiches der

entsprechenden MaBnahmen ergeben kônnten.

Im ungarischen Abkommen wird eindeutig anerkannt, daÊ

es eine enge verbindung zwischen der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung gibt und der Wille geâuBert,

"in verschiedenen Bereichen der sozialen Sicherheit
und Gesundheit" zusammenzuarbeiten, wodurch sich viele
Môglichkeiten der Zusammenarbeit erôffnen.

In den mit Polen und der CSFR geschlossenen Abkommen

hingegen fehit der Hinweis auf die enge Verbindung

zwischen wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung' Es

ist darin keine Zusammenarbeit in verschiedenen Berei-
chen über eine Reihe von einzeln aufgezâhIten Berei-
chen hinaus vorgesehen.

Wâhrencl die mit Polen und der CSFR geschlossenen Ab-

kommen sich nur auf Fragen der Gesundheit und Sicher-
hei t konzentrieren, sieht das ungarische Abkommen

darüber hinaus eine Zusammenarbeit in den verschiede-
nen Bereichen sozialer Sicherung und Gesundheit vor ,

dies auf folgende Weise:

techni sche Hi I fe
Austausch von Sachverstândigen
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Zusammenarbei t zwi schen Unternehmen
Informations- und AusbildungsmaBnahmen (Artikel 88

des ungarischen und 87 cler mit PoLen und der CSFR

geschlossenén Abkorunen ) .

Die in den Europa-Abkommen vorgesehene Zusammenarbeit
im sozialen Bereich konzentriert sich auf folgendes:

1. "Die Verbesserung cles Niveaus von Gesundheitsschutz
und Sicherhei t am Arbei tsplatz unter Zugrundelegung
des Schutzniveaus in der Gemeinschaft" (Artikel 87 des

mit Polen und der CSFR und Artikel 88 des ungarischen
Abkommens)." Die Zusammenarbeit i.n diesem Bereich um-

faBt die obengenannten MaBnahmen.

2. Im Bereich der beschàftigungspolitischen Zusammen-

arbeit konzentriert sich die Zusammenarbeit auf MaF-

nahmen zur Verbesserung der Arbeitsvermittlungs- und

Benufsberatungsdienste, Im ungarischen un<1 polnischen
Abkommen sind darüber hinaus Mapnahmen zur Unterstüt-
zung und zur Fôrderung der ôrtlichen Entwicklung als
begleitende MaBnahmen der ind.ustriellen Umstrukturie-
rung vorgesehen.

Dem polnischen Assoziationsabkommen zufolge wird sich
die Zusammenarbeit auperdem auf Fragen der Organisa-
tion des Arbeitsmarkts, auf die Planung und Umsetzung

von regionalen Umstrukturierungsprogrammen und auf die
Fôrderung «ler Entwicklung ôrtlicher Arbeitsmàrkte kon-
zentrieren.

Für die Zusammenarbeit in diesen Bereichen sehen die
mit Polen und der CSFR abgeschlossenen Abkommen MaB-

nahmen wie <1ie Durchführung von Studien, die Hilfe
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sowie Informations- und Ausbi l-

3. Im Bereich der sozialen SicherheiL zielt die Zusam-

menarbeit darauf âb, die Sozialversicherungssysteme
der assoziierten Lânder "an das neue wirtschaftliche
und soziale Umfeld anzupassen" (Artikel 87 der mit
Polen und der CSFR geschlossenen Abkommen und Artikel
88 des ungarischen Abkommens). Dem polnischen und dem

tschechischen Abkommen zufolge wird dies in erster
Linie durch die Hilfe von Sachverstândigen sowie durch

Informations- und Ausbi ldungsmaBnahmen geschehen.

b) Allgemeine und berufliche Bildung

Ein weiterer Schwerpunlrt der Zusammenarbeit ist der

Bereich der al lgemeinen und berufl ichen Bi ldung.

Die Qualifizierung der Erwerbstâtigen spielt im

formprozeB und insbesondere bei der Neugestaltung
Wirtschaft eine Schlüsselrol 1e.

Re-

der

Zwar verfügen die Arbei tnehmer in den mi ttel- und

osteuropâischen Staaten über recht gute berufl iche

Qualifikationen, doch weichen die Anforderungen einer
Marktwi rtschaft ganz erhebl i ch von denen einer Zen-

tralverwal. tungswirtschaf t atr.

Vor al lem fehl t es an Kenntnissen iitrer die Funktions-
weise marktwirtschaftticher Ordnungen, âhnliches gilt
für den Umgang mi t modernen Produktions-, Informati-
ons- und Kommunikationstechniken.
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In den Euroy.ra-Abkommen wi rd der Zusammenarbe i t auf dem

Gebiet der Bi ldung und Ausbi ldung zwar ein wichtiger
Platz eingerâumt , die darin enthal tenen Vorschlâge
s i nd aber unzure i chend - i nsbesondere aus Gewerk-

schaftssicht.

Sowohl im ungarischen als auch im polnischen Abkommen

sind die praktische Berufsausübung und Ausbildungs-
lehrgànge im Ausland vorgesehen, wâhrend in dem mit
der CSFR abgeschlossenen Abkommen eine solche Mobili-
tât nicht für Arbeiter, sondern nur für Lehrer, Stu-
denten, Verwal tungsbeamte und Jugendl iche vorgesehen
ist, die das Recht erhalten sollen, an speziellen
AusbildungsmaBnahmen teilzunehmen oder eine befristete
Stelle in einem westeuropàischen l-and anzutreten, Die
prakt i sche Berufsausübung und Ausbi ldungsmaBnahmen im

Auslantl sind an sich begrüssenswert. Es besteht jedoch
die Gefahr, daB mancher Arbeitgeber diese Môglichkei-
ten ausnutzt , für einen begrenzten Ze i traum bi I I ige
Arbeitskrâfte einzustel 1en, ohne daB diese eine ent-
sprechende Sozialversorgung erhalten oder wirklich die
Môglichkeit zur Verbesserung ihrer BerufsquaLifikatio-
nen. Eine solche Entwicklung muB unbedingt durch ge-
eignete MaBnahmen verhindert werden.

Die europâische Gewerkschaftsbewegung ist auBerdem der
Ansicht, dap Ausbildungsmapnahmen nicht nur für Mana-

Eêr, sondern auch ftir Gewerkschafter vorzusehen sind.

Die ltleitergabe von Know-how fi.ir die Schaf fung von

geeigneten Arbei tsbeziehungen und die Erarbei tung
entsprechender Grundsàtze und Instrumente wie z.B.
Kol lekiivvertragsverhandlungen sollten einen integra-
len Bestandtei I des Artikel s über die all.gemeine und



berufliche Bi)dung bilden, es fehlt aber jeglicher
Hinweis auf diesen Aspekt.

Die im ungarischen Abkorunen vorgesehene Zusammenarbeit
im Bereich der al lgemeinen und berufl icheir Bildung
zielt auf eine harmonisierte Entwicklung der menschli-
chen Ressourcen êb, und alle drei Abkommen wiederum

sehen die Anhebung des Niveaus der allgemeinen Bitdung
und der beruflichen Qualifikationen vor.

AuBerdem sol len ein wei terer inst i tut ionel ler Rahmen

und Pl âne für die Zusammenarbei t entwi ckel t werden,
beginnend mit der Gründung der Europâischen Stiftung
für Berufsausbildung und cler Teilnahme am TEMPUS-Pro-

gramm. Die Europâische Stiftung für Berufsausbildung
ist für die Gewerkschaften von besonderem Interesse,
da in ihrem Statut die Einbeziehung von Vertretern der
Sozialpartner vorgesehen ist. Diese Einrichtung soll
der Anpassung der mittel- und osteuropâischen Ausbil-
dungssysteme und der verbesserten Zusammenarbei t im

Bereich der Berufsausbildung dienen.

Es ist jedoch sehr enttàuschend, daÊ diese sehr wich-
tige Einrichtung, die eng mit CEDEFOP zusammenarbeiten
soI I und in demselben Gebàu<le untergebracht werden
sollte, noch nicht ins Leben gerufen wurde und ihre
Aufgabe noch nicht wahrnehmen kann wegen der ungeklàr-
ten Frage <les Si tzes .der Europài schen Gemeinschaf t .

,quch <lie Frage der Betei I igung an anderen Genein-
schaftsprogrammen ist in rliesem Zusammenhang im Ein-
klang mit den Gemeinschaftsverfahren zu erwàgen.
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In al len clrei Abkommen ist eine Zusammenarbeit in
folgenden Bereichen vorgesehen (Art. 75 des ungari-
schen Abkommens, Art. 76 der mit Polen und der CSFR

abgeschlossenen Abkorrunen ) :

Reform «ler allgemeinen und beruflichen Bildung;
Fôrderung der Lehrtâtigkeit im Bereich der europâ-
ischen Studien an geeigneten Lehranstalteni
Unterrichtung der Gemeinschaf tssprachen
gegenseitige Anerkennung von Studienzeiten und

DipIomen"

Die anderen Bereichen der Zusammenarbeit wurden etwas
unterschie<ll ich formul iert .

Das ungarische Abkommen sieht folgendes vor:

- Die Reform des Systems der allgemeinen und berufli-
chen Bi ldung;

- Grundausbi I dung, Berufsausbi I dung, Management-Aus-
trildung und berufliche Fortbildung;

- Ausbil<lung am Arbeitsplatz und Erwachsenenbildung;
- Lehrerausbildung in der Schule;
- Umschulung und Anpassung an den Arbeitsmarkt;
- Unterrichtung der Gemeinschaftssprachen und der

ungarischen Sprache;
- Fôrderung der Lehrtâtigkeit im Bereich der europà-

ischen Studien an geeigneten Lehranstalten;
- Verbesserung der al lgemeinen Voraussetzungen fiir

den Erwerb von Fremdsprachenkenntnissen;
- Entwicklung von Môglichkeiten für das Fernstudium

sowie neuer Ausbi ldungstechni ken;
- Stipendienvergabe
- Bereitstel lung von [,ehr- und Lernmitteln.
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das polnische Abkommen sehen fol-

Durch die lusammenarbeit werden gefôrdert: direkte
Arbeitsbeziehungen zwischen Lehranstalten und zwi-
schen Lehranstal ten und Unternehmen, Mobi I i tàt und
Austausch von Lehrkrâften, Studenten und VerwaI-
tungspersonal, praktische Berufsausübung und Aus-
bildungslehrgâge im Ausland, HiIfe bei der Entwick-
lung von Lehrplânen, der Ausarbeitung von Lehrmate-
rial und Ausrüstung von Lehranstalten.

Die mit Ungarn und der CSFR geschlossenen Abkommen

enthalten die folgende Klausel:

Im Bereich der übersetzung konzentriert sich die Zu-
samrnenarbeit auf die Ausbildung von übersetzern und
Dolmetschern und auf die Fôrderung der linguistischen
Gemeinschaf tsnormen und der Gemeinschaf tsterminologie.

Das polnische Abkommen sieht folgendes vor:

"- Ausbildung am Arbeitsplatz und Erwachsenenbildung;
- lJmschulung und Anpassung an den Arbeitsmarkt;
- Management-Ausbi I dung ;

- Übersetzung;
- Berei tstel lung von Lehrmi tteln. "

"Zvr Fôrderung $er Heranführung PoIens an das Gemein-
schaftsniveau der l-ehranstalten und Forschungseinrich-
tungen gemàB Artikel 75 ergreift die Gemeinschaft die
geeigneten Mapnahmen, um Polen die Zusammenarbeit mit
den eitsprechenden europàischen Einrichtungen zu er-
leichtern. Hierzu kann die Mi twirkung polens an den
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Tâtigkeiten dieser Einrichtungen und die Gründung von

Tochtereinrichtungen in Polen gehôren.

Das Ziel der l.ehranstalten sol I vor al lem <lie Ausbi l-
dung von Akademikern, Angehôrigen der freien Berufe
und ôffentlichen Betliensteten sein, die in den ProzeB
der europàischen Integration und die Zusammenarbeit
mi t den Gemeinschaftsorganen einbezogen werden sol-
Ien . " ( Art . 76 des polni schen Abkommens ) .

Die Hauptziele der Zusammenarbeit bei der übersetzung
sind folgende (Art. 76 des polnischen Abkommens):

Ausbildung von Übersetzern und Ausbau der Termino-
logie-Basen (Glossare, Eurodicautom) ;

Fôrderung der Übernahme der Gemeinschaftsnormen und

-terminologie;
Entwiclrlung einer zweckmâBigen Infrastruktrur für
die übersetzung aus <lem Polnischen in die Gemein-
schaf tssprachen und umget(ehrt .

c) Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Investitions-
fôrderung und des Investitionsschutzes (Art. 73 der
mit Polen und der CSFR geschlossenen Abkommen und

Art. 72 d.es ungarischen Abkommens)

Die Zusammenarbeit im Bereich der Investitionsfôrde-
rung und des Invest,itionsschutzes zielt auf die Er-
haltung (gemâB dem ungarischen Abkommen) bzw. auf die
Schaffung (gemâP den mit der CSFR und Polen geschlos-
senen Abkommen) eines günstigen Klimas ftir inlàndische
und auslândische Privatinvestitionen ab, die für den

wirtschaftl ichen und industriel len Wiederaufbau in den

drei Partnerlândern wesentlich slnd. Im ungarischen
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Abkomnren i s t vorgesehen , dal3 di ese Zusammenarbe i t
der Fôrderung der Privatisierungsbestrebungen in
garn dienen soll.

auch

Un-

AIle drei Abkommen sehen folgendes vor

Austausch von Informationen über Investitionsmôg-
lichlreiten im Rahmen von Handelsmessen' Ausstellun-
gen, Handelswochen und anderen Veranstaltungen;
Deregulierung und Verbesserung der wirtschaftlichen
Infrastruktur. "

Das mit der CSFR geschlossene Abkommen sieht folgendes

vor

Verbesserung des institutionellen Bahmens für Inve-

st i t ionen in der CSFR;

die Ausdehnung durch die Mitgliedstaaten und die
CSFR von Investitionsfôrderungs- und Investitions-
s chu t z.abkonmen ;

Anwendung geeigneter Vereinbarungen über den Kapi-

talverkehr..

Das ungarische Abkommen sieht folgendes vor

AbschluB von Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten
und Ungarn über die Investitionsfôrderung und den

Investitionsschutz, wo es sinnvoll erscheint, ein-
schlieBlich Gewinnübertragung und Kapitalrücktrans-
fer .

Austausch von Infornationen über Gesetze, Regelun-

gen und Verwaltungspraktiken im Investitionsbe-
reièh;
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von Einrichtungen zur Investitionsfôrde-
Ungarn und in der Europàischen Gemein-

Das polnische Abkommen sieht folgendes vor:

Schaffung eines ordnungsrecht I i chen Rahmens , der
Investitionen begünstigt, durch polen; dies kônnte
durch die Aus<lehnung von Investi tionsfôrderungs-
und Investitionsschutzabkommen durch die Mitglied-
staaten und Polen erreicht werden;
Anwendung geeigneter Vereinbarungen über den Kapi-
talverkehr;
Verbesserung des Investitionsschutzes.'.

d) Zusammenarbeit in den Bereichen Verkehr, Telekommu-
nikation und Energie (einschlieplich Kernenergie)

In den Bereichen Verkehr, Telekommunikation und Ener-
gie haben die assoziierten Lânder ebenfalls noch eini-
ges aufzuholen. Die Infrastrukturinvestitionen sind in
europaweiter Dimension zu planen und es werden für die
Zukunft gesamteuropâische Konzepte benôtigt.

Die Zusammenarbei. t im Energiebereich umfapt unter
anderem die Moclernisierung der Infrastruktur, die
Diversifizierung der Versorgung, die Ausarbeitung und
Planung <ler Energiepolitik, die Entwicklung von Ener-
gieressourcen sowie den Transfer von Technologie un<l

Know-how. Weitere wichtige Aspekte sind die Fôrderung
von Energieeinsparungen und wirksamer Energienutzung
und tlie t)mwel tauswirkungen der Energiegewinnung und
des Enêrgieverbrauchs.
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Im Kernenergiebereich soll slch die Zusammenarbeit auf
folgende Bereiche erstrecken: Optimierung des Atom-

rechts in den osteuropâischen Staaten, nukleare Si-
cherhei t , Katastrophenschutz und Katastrophenmanage-
ment, Strahlenschutz einschl ieBI ich der Überwachung

der Umweltverstrahlung, Entsorgung radioaktiver AbfàI-
lê, St i i legung und Demontage von Kernkraftwerken,
Dekontaminierung.

Im Vertrehrsbereich soll die Zusammenarbeit gemàB Arti-
kel 8l der Europa-Abkommen den osteuropàischen Làndern

folgendes ermôglichen: Umstrukturierung und Moderni-
sierung des Verkehrswesens, Verbesserung des Personen-

und Güterverkehrs sowie des Zugangs zu den Verkehrs-
mârkten durch Besei t igung admini strat iver, techni scher

und sonstiger Hemmnisse und die Erreichung von be-

trieblichen Standards, die denen der Gemeinschaft ver-
gleichbar sind.

Dies soll durch die Ausarbeitung von wirtschaftlichen,
rechtlichen und technischen Programmen und durch tech-
nische Hilfe und Informationsaustausch erreicht wer-
den,

Vorrangige Bereiche der Zusammenarbei t sind: StraBen-
verkehr, Verwaltung der Eisenbahn und FIughâfen, Mo-

<lernisierung von Strapen, BinnenschiffahrtsstraBen,
Eisenbahnlinien, Hâfen und Flughàfen auf wichtigen
Strecken von gemeinsamem Interesse und transeuropà-
ischen Verbindungen, Entwicklung einer schliissigen
Verkehrspolitik, die mit der Verkehrspolitik in der
Gemeinschaft vereinbar ist .
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Vor dem Hintergrund der gewal t igen Probleme, denen

andere mitteleuropàische Lànder aufgrund der Tatsache
ausgesetzt sind, daÊ grôBere europâischen Verlrehrs-
und Transitwege durch ihre Lànder führen, muÊ darauf
geachtet r^rerden, dap d.ie Fehler, die si ch aus dem Bau

eines umfangreichen Strapennetzes unat den damit ver-
bundenen Umwel tproblemen ergeben, nicht wiederhol t
urerden

Aus diesem Grund erscheint es nicht wirklich angera-
ten, den Strapenverkehr und die schrittweise Lockerung
der Transitbedingungen zu obersten prioritât zu erhe-
ben. Der sehr hohe Schienenverkehrsanteil sollte nicht
verringert werden, auch wenn das Schienennetz moderni-
siert und an den Gemeinschaftsstandard angepapt werden
muÊ.

Verbesserungen im Bereich der Telekommunikati.on gehô-
ren sicherlich mit zu den dringensten Vorhaben in Ost-
und Mitteleuropa. Die in Artikel 82 vorgesehene Zusam-
menarbeit umfaBt einen Informationsaustausch über die
Politik im Bereich der Telekommunikation, den Aus-
tausch von techni schen und sons t i gen Informat i onen
sowie <lie Durchführung von Seminaren, Workshops un<l

Konferenzen, Ausbi ldungs- und Beratungstâtigkei ten,
Technologietransfer, die Ausführung von gemeinsamen
Projekten durch die zustândigen Einrichtungen beider
Seiten, die Fôrderung neuer Kommunikationsmittel, -
dienste und -einrichtungen, insbesonclere für kommer-
ziel le Anwendungen.

Die MaÊnahmen sol len sich
den Beieiche konzentrieren

insbesondere auf rlie folgen-
(Art. 82):
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Modernisierung des Telekommunikationsnetzes und

Einbeziehung in die europâischen und internationa-
len Netze;
Zusammenarbeit mit den europâischen Normenorganisa-
tionen;
Integration der transeuropâischen Systeme, Verwal-
tung des Telekommunikationssektors in dem neuen

wirtschaftlichen Umfeld, Organisationsstrut(turen,
Strategie und Planung, Raumordnung, einschlieBlich
Bebauungs- und Stadtplanung. "

e) Zusammenarbeit im Umweltbereich

Eine Zusammenarbeit im Umweltbereich ist in bezug auf
die osteuropâischen Lânder lebensnotwenclig, insbeson-
dere bei der Bekâmpfung von Umweltschàden.

Di.e zusammenarbeit in diesem Bereich reicht von der
wirksamen Bekâmpfung bzw. verringerung der Luft- und

Wasserverschmutzung zu einer wirksamen und umweltver-
trâgl ichen Energiegewinnung und -nutzung; von der
Sicherhei t von Industrieanlagen und der Entwicklung
entsprechender Techniken und Produlrtionsverfahren zur
KIass i f iz ierung und zum unbedenkl i chen Einsatz von

Chemi ka I i en .

Weiterhin geht es um die Verringerung, Wiederverwen-
dung und saubere Entsorgung von Abfàllen (einschlieB-
lich rq<lioaktiver Abfâlle), die Auswirkungen der Land-
wirtschaf t auf die Um\r,elt, die Bodenerosion, den

Schutz der WâIder sowie der Pflanzen- und Tierwelt und
die Wiederherstel Iung des ôkologischen Gleichgewichts
im lândl i chen Raum.
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Im übrigen geht es bei der Zusammenarbeit um Raumord-

nungsfragen einschl ieBl ich Bebauungs- und Stadtpla-
nung, den Einsatz wirtschaftlicher und fiskalischer
Instrumente, <lie globale Klimaverànderung, die Sanie-
rung hochverschmutzter Industriegebiete und den Schutz
der Gesundheit gegen umweltbedingte Gefâhrdungen.

Das mit der CSFR getroffene Abkommen sieht darüber
hinaus die Anhebung des UmweltbewuBtseins hervor, die
Einführung von Unterricht in Umweltfragen und die
Übernahme internationaler übereinkonmen im Umweltbe-

reich.

Zu diesem Zweck sollen die folgenden Instrumente ein-
gesetzt werden (Art. 8O) :

- Austausch von Informationen und Sachverstândigen,
auch auf dem Gebiet des Transfers sauberer Techno-
logien;

- Entwicklung von Informationssystemen im Umweltbe-
reich;

- Ausbildungsprogramme;
- gemeinsame Forschungsaktivitàten;
- Angleichung der Rechtsvorschriften (Gemeinschafts-

normen);

- Zusammenarbeit auf regionaler Ebene (auch im Rahmen

der Europâischen Ulnweltagentur nach deren Gründung
durch die Gemeinschaft) und auf internationaler
Ebene;

- Entwicklung von Strategien, insbesondere zu globa-
Ien Umweltfragen und Klimaverânderungen. "
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7, FINANZIELLE ZUSAMMENARBEIT

ArtikeMII der Ablrommen sieht vor, dap die drei
Partnerlànder zur Erreichung der Ziele der Abkommen

vorübergehend Finanzhilfe von der Gemeinschaft in Form

von Zuschüssen und Darlehen erhalten, einschlieBlich
der Darlehen der Europâischen Investitionsbank.

Die Finanzhilfe im Rahmen des PHARE-Programms gemâB

der Ratsverordung EWG Nr. 3906,/89 in ihrer abgeânder-

ten Fassung soll bis Ende 1992 gewâhrt werden.

Danach werden Zuschüsse der Gemeinschaft entweder im
Bahmen des PHARE-Programms auf Mehrjahresbasis oder im

Rahmen eines neuen Mehrjahresfinanzrahmens bereitge-
steIIt, der von der Gemeinschaft nach Konsultation mit
den Assoziationspartnern festgelegt wird.

Innerhalb dieses Finanzrahmens wird dem Bedarf dieser
Lânder Hechnung getragen, d.h' dem Entwicklungsstand,
den Prioritâten und der Aufnahmekapazitàt sowie ihrer
Rückzahlungskapazitât und den beim Umstrukturierungs-
prozeP erzielten Fortschri tten.

AuBer<tem sind die Beitrâge der Gemeinschaft mit
Beitrâgen aus anderen QueIlen, wie z.B. der Gruppe

24 , IWF , l{e I tbank zu koord i n i eren .

den

der

Dariiber hinaus wird die Europàische Investitionsbank
Darlehen bis zu einem Hôchstbetrag und bis zum Ablauf
des Zeitraums für ihre Gewâhrung vergeben' Im FaIIe
besondêren Bedarfs und auf Antrag der assozi ierten
Partner wird die Gemeinsc.haft im Rahmen der G-24 vor-
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übergehende Finanzhilfe gewàhren (Art. 99 des polni-
schen und 101 des ungarischen Abkommens):

"- um MaBnahmen zu unterstützen, die darauf abzielen,
die Konvertierbarkeit der polnischen bzw. ungari-
schen und tschechischen Wâhrung zû stabilisieren
und aufrechtzuerhalten.

- um Bemühungen um mittetfristige Stabilisierung und
wirtschaftliche Umstrukturierung z\ unterstützen,
einscht iepl ich Zahlungsbi lanzhi Ife.',
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8. BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ORGANE, ALLGEMEINE

UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Titel IX der Abkommen behandelt die folgenden Organe:

I. ASSOZIATIONSRAT

2, ASSOZIATIONSAUSSCHUSS

3. PARLAMENTARISCHER ASSOZIATIONSAUSSCHUSS

4. VOM ASSOZIATIONSRAT EINGESETZTE SONDERAUSSCHÜSSE

ODER ARBEITSGRUPPEN

1 . Assozi at ionsrat

Aufgabe des Assoziationsrates ist es, die Durchführung
der Abkorunen zu überwachen und a1le wichtigen Fragen,

die sich aus den Abkommen ergeben, sowie alle anderen

bilateralen oder internationalen Fragen von gemeinsa-

mem Interesse zu prüfen.

Der Assoziationsrat tagt einmal jàhrl ich auf Minister-
ebene und jedesmal, wenn die Umstânde dies erfordern'

Der Assoziationsrat besteht aus den Mi tgl iedern des

Rates der Europàischen Gemeinschaft und Mitgliedern
der Kommission der Europâischen Gemeinschaft einer-
sei ts und aus Mi tgl iedern der Regierung ( im Fal Ie
Ungarns und Polens) oder aus von cler Regierung ernann-
ten Mitgliedern (CSFR) andererseits.

Der Assoziationsrat legt seine Geschâftsordnung fest,
die auch mapgeblich für die Vertretung von Mitglierlern
des Asioziationsrates i st .
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Der Assoziationsrat ist befugt, für clie vertragspar-
teien verbindliche BeschIüsse zu fassen und zweckdien-
liche Empfehlungen abzugeben. Die Beschlüsse und Emp-

fehlungen des Assoziationsrates n,erden von den beiden
Vertragsparteien in den zur Erreichung der Ziele der
Abkommen vorgesehenen Fâllen einvernehmlich ausgear-
bei tet .

Bei Iegung von Streitigkeiten

Jede der beiden Vertragsparteien kann den Assoziati-
onsrat mit jeder Streitigkeit in bezug auf die Anwen-

dung oder Auslegung der Abkommen befassen. Der Asso-
ziationsrat kann di.e Streitigkei.t durch BeschluB bei-
I egen .

Jede Partei ist verpflichtet, die MaBnahmen zu tref.
fen, die zur Durchführung des Beschlusses erforderlich
sind,

Kann die Streitigkeit auf diese Weise beigelegt wer-
den, so kann eine Partei der anderen Partei die Be-
stel lung eines Schiedsrichters notifizieren; die ande-
re Partei ist verpflichtet, binnen zwei Monaten einen
zwei ten Schiedsrichter zu bestel len.

Der Assoziationsrat
Schi edsri chter

bestel I t einen dri tten

Die Schiedssprüche ergehen mit Stimmenmehrheit. Jede

Partei ist verpflichtet, die zur Durchführung des

Schiedsspruches erforderlichen MaBnahmen zu treffen.
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f)em AssoziationsausschuB gehôren Mitglieder des Rates

der Europâischen Gemeinschaften und Mitgl ieder der
Kommission der Europàischen Gemeinschaften einerseits
und jeweils (auf bilateraler Grundlage) Vertreter der
Regierungen Ungarns, Polens und der CSFR andererseits
âD, bei denen es sich normal.erweise um hohe Beamte

han<le I t .

Der AssoziationsausschuB unterstützt den Assoziations-
rat bei der Erfüllung seiner Aufgaben und führt vorbe-
reitende Arbeiten für ihn durch in allen Bereichen,
für die der Assoziationsrat verantwortlich ist, ein-
schl ieBl i ch pol i t i scher Belange .

Der AssoziationsausschuB tritt mindestens einmal im

Jahr zusammen oder wenn die Umstànde es verlangen und

sichert die Kontinuitât zwischen den Treffen des Asso-

ziationsrates.

Der Assoziationsrat untersucht alle Fragen im Zusam-

menhang mit der Durchführung des Abkommens und andere,
in der Geschâftsor<lnung festgelegte Fragen gemeinsamen

Interesses,

Der Assoziationsrat kann seine Befugnisse dem Assozia-
tionsausschup übertragen.

3 . Parlamentari scher Assoziat ionsausschuB

Der Parlamentarische AssoziationsausschuÊ ist ein
Gremium, in dem Abgeordnete des Europàischen Parla-
ment einersei ts und Abgeordnete des polni schen , bzw.

2. As§lziat ionsausschuB
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des tschechoslowakischen ParIa-
einem Meinungsaustausch zusam-

oder Ar-
Erfüllung

Der Parlamentarische AssoziationsausschuB legt seine
Geschàftsordnung selbst fest wie auch die Zei tabstân-
dê, in denen er zusammentrifft.

Der ParLamentarische AssoziationsausschuB besteht aus

Abgeordneten der Europàischen Parlaments einerseits
und aus Abgeordneten des polnischen, bzw. ungarischen
oder des tschechoslowakischen Parlaments andererseits.

Den Vorsitz im Parlamentarischen AssoziationsausschuB
führt abwechselnd das Europàische Parlament und je-
weils das polnische, das ungarische oder das tschecho-
slowalrische Parlament nach MaBgabe der Geschàftsord-
nung.

Der Parlamentarische AssoziationsausschuB verfügt über
das Recht auf Unterrichtung durch den Assoziationsrat
bezügl i ch der Durchführung des Abkommens und der vom

Assoziationsrat getrof fenen Entscheidungen.

4 Sonderausschüsse nd Arbei tssruopen

Artikel l-07 der mit Polen und der CSFR geschlossenen
Abkommen unal Art ilrel 109 des ungari schen Abkommens

sehen folgendes vor:

"Der Assoziat ionsrat kann Sonderausschüsse
bei tsgruppen einsetzen, die ihn bei der
seiner'Aufgaben untersttitzen.



49

Der Assoziationsrat legt in seiner Geschâftsordnung
die Zusammensetzung und die Aufgaben sowie die
Arbeitsweise derartiger Ausschüsse o<ler Arbeitsgruppen
fest. "

Der «turch die Assoziationsabkommen geschaffene insti-
tutionelle Rahmen weist sehr viele Ahnlichkeiten mit
dem Aufbau der Gemeinschaft auf:

Darüber hinaus wird an keiner Stetle erwàhnt, daB der

Parlamentarische AssoziationsausschuÊ über legislative
Kompetenzen bzw. Môglichkeiten demokratischer Kontrol-
1e verfügt bzw. solches in Aussicht gestellt.

Der Parl amenteri sche AssoziationsausschuB kann dem

Assoziationsrat zwar Empfehlungen unterbreiten, \'rtas

aber nicht bedeutet, daB er wirklich an dem Entschei-
rlungsverfahren betei I igt wlrd, denn es ist durchaus

môglich, dap seine Empfehlung überhaupt nicht in die
Entscheidung des Assoziationsrats einfl ieÊt .

Auperdem verfügt der Parlamentarische Assoziationsaus-
schuB über keinerlei Rechte, den Parlamentarischen
AssoziationsausschuB abzuberufen und damit über kei-
nerlei Kontrol lmôgl ichkeiten.

Es schèint also ziemtich offensichtlich, daB das in
der EG bestehende demokratische Defizit erhalten

So gibt es einen "allmàchtigen" Rat, der von einem

SachverstândigenausschuB unterstützt wird, der die
Entscheidungsfindung vorbereitet, der aber nur über so

viele Kompetenzen verfügt, wie der Assoziationsrat ihm

im einzelnen Falle übertragen will.
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bleibt und auf ein grôBeres Europa ausgeweitet wird,
anstatt daÊ diese einmalige Chance ergriffen wird, den
europâischen IntegrationsprozeÊ auf eine demol<rati-
schere Weise fortzusetzen, d.h. mit echten Môglichkei-
ten für die Parlamente einer Beteiligung am Entschei-
dungsverfahren und cler parlamentarischen Kontrolle.

Weiterhin fâl It auf, dats in den Assoziationsabkommen
die Rolle und die Funktionen der Sozialpartner, d.h.
der Arbeitgeber- uncl der Arbeitnehmerorganisationen
und die Bedeutung des Sozialen Dialogs mit keinem t{ort
erwâhnt werden und daÊ es ganz offensichtl ich auch
nicht beabsichtigt ist, eine Institution zu schaffen,
die durch ihren dreigl iedrigen Aufbau den sozialen
Konsens sichern und fôrdern kônnte.

Dies steht vôI I ig in trliderspruch zu den Entwicklungen
und Leistungen der EG und stellt sozusagen ein fehlen-
des Gl ied in bezug auf eine echte Konvergenz zu Ge-
meinschaftspolitiken und clie übernahme des ',acquis
comnunautai re" (gemeinschaf tl icher Besitzstand) dar.

wenn man darüber hinaus die enormen wirtschafttichen
und sozialen Probleme berücksichtigt, mit denen die
mi ttel - und osteuropài schen Lànder in dieser
Übergangsphase zu kâmpfen haben, so zeigt sich, daÊ
die Information und die Mi twirkung sozialer Interes-
sengruppen wie der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer-
organi sationen eine Grundvoraussetzung für die soziale
Akzeptanz und Unterstützung angesichts <ler unvermeid-
I ichen sozi alen Hàrten innerhalb dieser übergangszei t
bi lden
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Dje bisherigen Wahlergebnisse (2.8. in Polen) Iiefern
einen Beweis dafiir, da13 die Bevôlkerung zunehmend

enttâuscht von Demokratie und Marktwirtschaft ist und

da§ sie Angst vor einer durch Arbeitslosigkeit und

Armut geprâgten Zukunft hat.

Es mup also ein sozialer Konsens erzielt werden, u[
einen Rückfall in das alte System oder in neue Formen

sozialer Unruhe zu vermeiden.

Aus Sicht der Gewerkschaften ist die Schaffung einer
dreigl iedrigen Institution, in der die Sozialpartner
den Weg zur Demolrratie mitbestimmen und an der Schaf-
fung eines europàischen Sozialraums mitwirlren kônnen,

unerlâÊlich für den UmgestaltungsprozeB in Mittel- und

Os t europa .
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IV. S CHLU S S FOLGE RTJNG

Die Europa-Abliommen Irônnen al s ein entscheidencler
Schritt nach vorne in der Annâherung zwischen den
mittel- und osteuropâischen Làndern uncl der Europâ-
ischen Gemeinschaft gesehen werden

Auch unter dem Aspekt wi rtschaft I i cher Reformen kann
diesen Assoziatlonsabkommen besondere Bedeutung zukom-
men, indem sie Zugang zu neuen Màrkten schaffen und
durch die wei tgol. -:erte wirtschaftl iche Zusammenar-
beit einen Beitrag zur Restrukturiel.r: der Wirtschaft
der betroffenen Lânder leisten.

Hervorzuheben ist sicherlich auch die Tatsache, daÊ

innerhalb der wirtschaftlichen Zusammenarbeit die
Forderung nach einer vertrâgl ichen und harmonischen
Sozial.entwicklung Berücksichtigung finden soIl. Das

Kapitel über die Zusammenarbeit im sozialen Bereich
ist jerloch viel zu zurückhaltend und vage formuliert,
so daB es keine echte Gewâhr für eine harmonische und
vertrâgliche Sozialentwicklung gibt. Dies ist
besonders schlimm in einer Situation, in der die Mehr-
heit der Bevôlkerung bereits enttâuscht i st von Demo-

kratie und Marktwirtschaft angesichts der enormen
Hârten, denen sie ausgesetzt ist. Die Reform kann nur
dann Erfolg haben, wern sie von der Bevôlkerung mitge-
tragen wird.

Ebenfal ls sehr enttâuschend ist die Tatsache, dap die
Sozialpartner und der Soziale Dielog mi t keinem Wort
erwàhni. werden und daB auch keine Institution vorgese-
hen ist, die es den Sozialpartnern ermôgl icht, ihren
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Beitrag zum Reformproz.eg 7.rt Ieisten. Die "Nichtbeach-
tung" bzw. der "AusschluB" der Sozialpartner aus den

Vertragstexten spiegelt die Haltung der GD I wieder,
die für die Vertragsverhandlungen zustândige Abteilung
der EG-Kommission, die gar ni.chts unternahm, um den

EGB oder die Mitglieder <les EGB-Forums der Gewerk-

schaften in Mittel- und Osteuropa zu konsultieren und

zu infonmieren. Es ist nicht sehr kIar, warum die
Verhandlungen über ein so wichtiges Thema geheimgehal-
ten werden, obwohl die Sozialpartner auch jetzt noch

wertvol 1e Bei trâge I iefern kônnten.

Vorstellbar wàre die Einrichtung von Sonderausschüssen
bzw. Gremien zu dtesem Zweck, vorausgesetzt, daF es

den Sozialpartnern gelingt, entsprechenden rlruck aus-
zuüben.

Sehr viel breiteren Raum als die soziale Zusammenar-

beit nimmt der Bereich d.er allgemeinen und beruflichen
Bildung ein, und dieser Aspekt wird auch von entschei-
dender Bedeutung für den Erfolg oder Nichterfolg des

Reformprozesses sein. Darin sind zwar Ausbi Idungsl{urse
für Manager enthalten, aber nichts dergleichen für
Gewerkschafter, obwohl <lies sehr wichtig wâre, um den

für den Erfolg der Reformen notwendigen sozialen Kon-
sens zu s i chern .

Das Kapitel über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer
sieht keine Verbesserung der Erleichterungen bezüglich
des Zugangs zur Beschâftigung in der Gemeinschaft vor,
denn die Formulierung, rlep diese "nach Môglichkeit"
und "unter Berücksichtigung der Arbeitsmarktlage in
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft" ztJ verbessern
seien, ist ziemlich unverbindlich.
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Politisch gesehen bedeuten diese Abkommen schon einen
gewissen Fortschritt, da durch sie immerhin auf bila-
teraler Ebene Plattformen für einen Dialog geschaffen
werden. Dieser bilaterale Dialog mag zu den gleichen
Ergebnissen führen wie ein multilateraler DiaIog. Er
lrann aber auch letztendlich einfach nur gleichbedeu-
tend. mit der Ùbernahme von EG-Entscheidungen durch die
betroffenen Lânder sein, ein Phànomen, das sich in den

Beziehungen zwischen EG und EFTA bereits beobachten
lâpt.

Die "Europa-Abkommen" stellen einen Fortschritt dar,
aber angesichts des gewaltigen Wandels in Europa nach
clem Fall des Eisernen Vorhangs und dem AbschluB des

EWR-Vertrages hât te eine mut igere und groBzügigere
Vorgehensweise wie beispielsweise die überarbeitung
der ohnehin reformbedürftigen EG-Struktur und die
Schaffung von Môglichkeiten für potitische Mitglied-
schaft mit lângeren übergangszeiten für die Wirtschaft
Europa d.em Ziel der Europâischen Union sehr viel nàher
gebracht und den ReformprozeB in den mittel- und ost-
europâischen Lândern erheblich beschleunigt.
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AI§HANGE

STAT I ST I KEN ÜBER LANDER
M T TTEL_ IJND OSTEUROPAS

Wirtschaftliche und soziale Grunddaten nach Lândern
(Quelle: EURO§TAT und Statistisches Bundesamt,
Lânderbericht, Staaten Mi ttel- und Osteuropas, 1991,
Luxemburg )

Wi cht i gste Wirtschaf ts indikatoren
(Quelle: Europâische Wirtscheff, Beiheft A, Nr. 8/9,
August, September I991)

II.

III

IV

VI

AuBenhandel nach Làndergruppen 1989-1991
(QueIle: East European Statistics Service, 1.2

ber 199I, 15th year, Number 1987)

Decem-

v

AuBenhandel nach Waren 1990
(Quel I e: idem)

Erwerbstâtigkeit - Erwerbstâtige nach ausgewàhlten
Wirtschaftsbereichen
(Quelle: EUROSTAT und Statistisches Bundesamt,
Lânderberi cht , Staaten tti t tel - und Os teuropas , 1991 ,

Luxemburg )

Arfrei. ts los igkei t 1990-f99I
(Quelle: ^6'ast European Statistics Service, 12. Decem-

ber 1991, I5th year, Number 1987)

L I STE DER \/C)M EG I
\/ERôFFENTL I CHTEN
BER I CHTE UND I NFOS

I
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Crurtddalcrr

Gcbiet
Cesàmt f I àche

Bevô I lerurq
Gesàmtbevô lt erung
Bevô | lerungsd ichte
Lebenserrartung bei 6eburt

Gcsurdheitsrcsen
Xranlenhausbetten
Àrz te
Zahnàrzte

8i ldurpsnscn
Schüler brw. Studenten an

Allqeminbildenden
Schulen

Beruf sbi ldenden Schulen
[âch- und fachmittel-

schu len
Nochschu len

tMrhstât igleit
I rrerbs t; t ige

l,!.r ter ie I le Produh t ion
Prodil2 iêrendes Gererbe

Land- unl Forstrirtschaf t.
t ischcrei
Acler land
Inder der land{. Produktion
R i nderbes tand
tlo I 2e i nsch laq
Fangrengen der Fischerei

Produ, ierendes Gærbe
lndex der Eruttoproduktion
der lndustrie

E lek tr iz i tâtterzeugung
5 te i nkoh leger i nnuru
Produktion von Zemnt

Rohs tdh I

^ultcrùand€ 
I

I i nfuhr
Àus fuhr

ANHANG I

POLEN

km2 l99ur 312 683

I 000
Einw. jê

Jahre
k#

I 000 ha
1979/8t 0.100

t 000-
I 000 mJ

1000t

r9B0 - r00
fird. kl,lh
[i Il. t
Hi1l. t
Hill. t

1980: 35 578
u3,8

1965: 69

1983:

l0
l9B8: 2?
1987:

7l .6
2?,5
6,4

602
749

044
454

100

2l,9
93, r
18,4
r 9.5

je l0 000 t
je l0 000 t
je 10 000 t

000
000

000
000

000

\

1980:

1980/8I: 4 l9B9/90: 5

1980: l7 8/5
81,6
38,9

l9B8: Ll

I9B2:
1985:
l9B0:

l4 484
u0

lt 33/
20 966

735

1989: 14

r990:

l 988:

1989:

l9B8:

38 423
122,9

72

69,7
20,9
6,4

i 623
8?3

862
36t

' 705
80, /
3t ,4

4t4
ll5

| 211
848
671

1985:
l9B0:

It3
145,5
Ût,6

17, 1

15, I

l9B9:

12,
14,

10,0
ll,0

llrd . US -5
ilrd. US-,

1983:



Grunddaten

Verlehr urd llachr ichteresen
Streckenlànge der Eisenbahn
S tra0en lànge
Pkr je I 000 tiruohner
Ferns€htei lnehær

Re isevertehr
É ingere iste Auslandsgâste
oev isene innahræn

Gêld und Xredlt
0f f iziel ler Kurs, Verkauf

Ôffentl iche fimnzen
Stôatshaushô I t. I innahæn

^usgabenÂus landsschu lden (netto)

Pre ise
Preisioder für die

Lebensha I tung

vollsr irtschaf t I iche Gesart-
rechmrqen

Produr iertes llationa l-
e inkomn

58

km
I 000 km
Anzah I

je 10 000 Einw.

I
r,till

000

(Forts.)

26 644
253,9
nl ,q
2 651

I 233
r93us-t

30 090
33 686

37,6

812

2{ 995

4 043
4 079

23,5

tird. Z I

ürd. Zl
llrd. US-

1980: 2/ t8s
25,1,1

66,1
2 226

1980: 7 080
198{: l0l

1989:
1985:
r989:

r!89:
l9B8:

Zl für I otl fi 1986: l0l,3l Iârz 1990: 5 674.00

1985:

1980:

l9B9:

1985 . 100 1984: 87 I 989:

llrd. Zl 1980: t 99? 1988:



Grunddaten

Gebiet
Gesamtf I ache

Bevô lkerung
Gesamtbevô I kerung
Bevôlkerungsdichte
Lebenserviartung bei Geburt

Gesundhe i tsvlesen
Krank e nha usbet ten
Àrz te
Zahnârzte

Bi ldurgsresen
Schüler bzw. Studenten an

Al lgerÉ i nb i ldenden
Schu l en

Eerufsbi lcienden Schu len
Fach- und Fachmittel-

schu I en
Hochs chu I en

Errerbstâtigkeit
Erwerbstët ige

l'later ie l le Produktion
Produz i erendes Gewerbe

gsfl- und Forstuirtschaft.
F i schere i
Acker land
lndex der landw. Produktion
R i nderbestand
ilolzeinschlag
iengilengen der Fischer'ei

Produz ierendes Getrerbe
index der Bruttoprocuktion
Cer I ndustr ie

E lek tr i z i tâtserzeugulig
Eraunkohlegewinnung
Produktion von ZenEnt

Rohs tah I

AuPÉnhandel
E i nfuhr
Àu s fuhr
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UNGARN

km2 1990: 93 033

(Forts.)

I 000
Einw. je km'

Jahre

1980:

1965:

10 711

115, 1

70

1990:

1988:

1989:

1989/90:

1989

1988:
1989:

1988:

1989:

I 988:

I 552
13

70
4

000
00c
000

je
je
je

Hill.
1 000
I 000

E

E

E

nÿt 1980:

l98o/8r:

1980: 5 074

1982:
1985:
l9B0:

1983:

r985:
I 980:

1983:

84,2
28, i

J,I

t 287
154

1 319
?02

93 ,6
33, 8
3,9

4 814
77,4
31 ,4

0
4

81
41

000
000

000
000

000
z
%

1980 = 100
I'trd. klih

1 000 ha
1979/81 D = 100

I 000^
1 000 mr
1000r

209
101

213
101

5 019
I07

I 918
6 242

44

5 050
114

I s98
6 589

38

I11
23,9
22,6

4 660
3 764

29,6
17 ,9

3 857
3 317

lvlrd. US-5
I'lrd. US-§

0d
10, 0

8
I
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Grunddaten

verkehr und llachrichtenwesen
Streckenlânge der Eisenbahn km

Stragenlânge I 000 km

Pkw je I 000 tinwohner Anzahl
Fernsehte i I nehmer je 10 000 E i nw

Reiseverkehr
E i ngere i ste Aus iandsgâste
oeviseneinnahfiEn

t.
us- $

2c,9

Ft für I DM JE 1986: 23,6061 JH 1990: 39,7736

14, 0
452

M

Hill

1980: 7 864
29,8
94 .6

2 s82

1980:
I 984:

(Forts.)

7 879
29,8

116,8
2 783

1989:

1989:
1988: 759

Geld und Kredit
0ffiziel ler Kurs, An-
und Verkauf

Ôffentliche Finanzen
Staatshaushalt, E innahfiEn

Ausgaben
Aus landsschulden (netto)

Preise
Preisindex für die

Lebensha l tung

Volkswirtschaf t I iche Gesart-
rechnungen

Produz iertes Nat iona I -
e i nk orrnen

063
t12
IB

I
I

I'lrd . F t
l'lrd. Ft

I'lrd. US-5

I 984:

1980:

610,0
6iI,8

7,7

1989:

1985: 139 1989: 215

1980: 582,9 1989: I 414,1

7

4
9

1980 = 100

Hrd. Ft



Grunddaten

Geb i et
Gesamtf 

'l 
âche

Bevôlkerurg
Gesamtbevô I keru ng

8evôlkerungsdichte
Lebenserwartung bei Geburt

Gesurdheitsrcsen
Kra nk e nhau sbet te n

Âr zte
Zahnârzte

ldungswesen
Schüler bzw. Studenten an

Al lgemeinbi'ldenden
Schu I en

Eeruf sbi ldenden Schu len
Fach- und Fachmittel-

schu'len
Hochschulen

EmÊrbstâtigkeit
E rwerbs tât i ge

l,laterie I le Produkt ion
Produz ierendes Gewerbe

Land- und Forstrirtschaft.
F i schere i
Acker land
Index der landw. Produktion
R i nderbestand
Ho I ze i nsch lag
Fangmengen der Fischerei

Produzierendes G*erbe
lndex der Eruttoproduktion
der Industrie

E Iektr i z i tâtserzeugung
Erau nkoh I egew i nnung
Produktion von Zenænt

Rohstah I

AuBenhandel
E i nfuhr
Aus fuhr

Verkehr und l{achrichtensesen
Strecken'lânge der Eisenbahn
S tragen I ànge
Pkw je I 000 Einwohner
Fernsehte i I nehrcr

6r

TSCHECHOSLOWAKEI

Einheit

k# l99o: r27 9oo

I
Einw.

Ja

1 000 ha
1979/81 D = 100

r 000^
t'lil1. mJ

1000t

1980 = 100
fl.d. kllh
Mi 11. t
Mill. t
Mil l. t

km
1 000 km
Anzah I

je 10 000 Einw

000 1980/81: 2 087
000 393

1980:

I LL5
(11

33r
t97

274
t74

1988:

000
je kmz

hre

1980:

1965:

1980:

1982:
1985:
l9B0:

l5 311
119,7

69

5 036
Li7

5 002
I8. B

20

I 990:

1989:

1989:

r989/90:

1987:
1989:

1988:
1987:

r989

1988:

(Forts.)

15 667
122,5

72

24,3
24,9

je 10 000 tinw
je 10 000 tinw
je 10 000 Einw

3

9
2

99
32

5

747
79,
48,

11
71

94,
10,
I5,

16,
16,

B

4

0

102
37

5

t?
89,
o,
10,
15,

9
0
5

000
000

000
%

4

1 7 911
74,2
47 ,9

5 000
r29

5 r29
18.4

2l

tlrd, US-$
Hrd. US-$

r983:

1985
1980

1983

1980: 13 131
73,4

109, I
2 808

4

3
3
9
5

4

7

I
5

2

74,5
199, s
2 978

3

5

106131989:

1

i
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Grunddaten

Re i severlehr
t i ngere j ste Aus landsgàste
Oeviseneinnah[En

Geld und Kredit
0ff iziel ler Kurs, Verkauf

Ôffentliche tinanzen
Staatshaushalt. EinnahfiEn

Ausgaben
Aus landsschulden (netto)

Preise
Preisindex für die

Lebenshal tung (Arbeiter
und Angestel lte)

Vo I ksyirtschaf t I i che Gesalrt-
rechnungen

Produz iertes National-
e i nkorrrrpn

29,6

Kcs für 1 Dt'l JE 1986: 2,8843 lllirz 1990: 9,92

l1ill.
Hi t 1. us-$

(Forts.)

436
18, 5

zna

342
?

l'1rd. Kcs
l.lrd. Kcs
t4rd. US-$

1980:
1984:

1984:

1980:

r 989:
1988:

8
2

6

415 ,4
414,9

6,0

1989:

Jan. 1984 = 100 198,6: 103 1988: 103

t4rd. Kcs 1980: 486,3 1988: 606, 3



Grunddaten

Geb i et
Gesamtflâche

Bevôlkerung
Gesamtbevô I kerung
Bevô I kerungsd i ch te
Lebenserwartung bei Geburt

Gesundhei tsvesen
Krank enhausbe tten
Àrzte
Zah nârz te

Bi ldurqslesen
Schüler bzw. Studenten an

Al igerrinbi loenden
Schulen

Berufsbi ldenden Schulen
Fach- und Fachmittei-

schu I en
Hochschulen

Erïerbstâtigkei t
Erv,rerbstât ige

Materiel le Produktion
Produz ierendes Gewerbe

Land- und Forstvirtschaft.
F i scherei

Ack er I and
Index der landw. Produktion
R i nderbestand
Holzeinschlaq
iangrrngen der F i scherej i

Produzierendes Gaerbe
Index der Bruttoproduktion
der Industrie

t lektri z itàtserzeugung
graunkoh Iegewinnung
Prcduktion von Zelpnt

Rohstah I

Au0enhardel
E i nfuhr
Aus fuhr
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ÉULGABIEN

Einheit

km2

inw
inw
inw

I 000 ha
1979/81 D . 100

I 000
Lrnw. Je km'

Jahre

1980 = 100
l'lrd. kÿlh
r,ri I l. t
Mi ll. t
Mil l. t

1980:

1965:

1980: 90,8
30, 0

(d

1980/8r: I 096
15I

107
87

1980:4 297.4
83. r
43,?

1982: 3

1985:
1980: I

4

1983:

' 985:
1980:

l 990:

1988:

1989:

1989/90: 1

1988: 4

1989:

1988:
1987:

1990:110 994

(Forts.)

149
137

443,7
8r,7
46.7

3 848
99

I 600
4 47t

11I

i44

16, 6

t7 ,2

I 862
79 ,8

69

| 010
81 ,2

72

99
38

6

66
06

je 10 000 E

je l0 000 E

je t0 000 E

I 000,
I 000 mJ

10001

000
000

000
000

000
v.

%

9

I
7

44,2
34, I
5,0)o

Mrd. US-§
Mrd. US-§

I 983:

1989:

1988:

818
9s

843
r22
121

124
34,8
29,9
5,4
2,6

t2
t2
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Grunddaten

Verkehr und llachrichtenresen
Strecken'iânge der E isenbahn
StraBen I ânge
Pkw je I 000 [inwohner
Êernsehte i I nehrEr

Reiseverkehr
Eingereiste Aus )andsgâste
Deviseneinnahmn

Geld und Xredit
Offiziel'ler Kurs, An- und

Verk auf

offentliche Firnnzen
Staatshausha'lt, tinnahmen

Ausgaben
Aus landsschulden (netto)

Prcise
Preisindex für die

Lebensha 1 tung

Yol ksri rtschaf t I i che Gesamt-
rêchnurEen
Produziertes National -

e i nkoIInÊn

km
I 000 km

Anzah I
je 10 000 Einw.

1 000
t"till. us-$

Mrd. Llr
Mrd. Lw

Mrd. US-$

1980 = 100

Mrd. Lw

1980: 4 267
36,4
9l ,9

1 861

1980: 5 486
1984: 288

(Forts.)

1989: 4 300

1989:
r988:

36
i41

9

849

221
359

I

Lw für 1 DH JE 1986: 0,4450 lliirz 1990:

Vora nsch 
'lag

r989:

1989:

0,4742

1985:

1980:

18, B 24.3
24,3
9.5

,7
,7

B

2

1985: I 15 1989: 132

1980: 20,5 1989: 30,0



Grunddaten

Gebiet
Gesamtf I âche

Bevôlkerurg
Gesamtbevô 1 kerung
Bevô)kerungsdichte
Lebenserwartung bei Geburt

Gesurdhe i tsxesen
nkenhausbetten
te

Zah nârz te

Bi ldungsræsen
Schiiler bzw. Studenten an

Al lgenEinbi ldenden
Schu len

Berufsb'i ]denden Schulen
Fach- und Fachmittel-

schu I en
Hochschu len

Errerbstât igke i t
Erwerbstàt ige

l4ateriei le Produkt ion
Produz i erendes Gewerbe

Land- und Forstrirtschaft.
F i schere i
Ackerland
lnCex der" lândw. Produktion
R i nderbestand
Holzeinschlag
Fangrengen der t ischerei

65

RUMÂNIEN

Einheit

km2

(Forts.)

I 000
Einw. je knl

Jahre

1990:237 500

1980: 22

1965:

207
93, 5

68

Kra
Àrz

0

0

0

je
je
je

000
000
000 l

000
000

000
000

000
ÿ.

,.

1 000 ha

1979/8i D - I00
I 000-

1 000 rnJ

r000t

1980/81: 3 308
140

r9B9

1989/90: 2 892
305

1988:

1987: I 0
1989:

6

1988: 20
1987:

88,9
21 ,t
3.1

1980:inw
rnw
inw

89,6
17 ,9
3,2

r990:

r988:

1989:

23 272
98, 0

70

134
75,9
53 ,0
12,2
14 ,4

1 008
193

i 348
r AE

11 070
87 ,2
44,7

1980: 10 350
87 ,6
43,8

080
1i6
29r
369
264

r982:
1985:
1980:

1983:

9 870
108

6 485
18 336

Produzierendes Gserbe
Index der Bruttoproduktion
der Industrie

E Iektri z itâtserzeugung
Braunkohlegewinnung
Produktion von ZenBnt

Rohstah l

verkehr und llachrichtensesen
Streckenlânge der Eisenbahn
Strô3en I â nge
Fernsefrte i I :-rehmr

1980.100
Hrd. kHh
Iti I l. t
r'1i I l. t
Mill. t

1985:
r980:

122
67 ,5
27 ,t
14, 6
13,2

km

1 000 km
je 10 000 Einw

1980: 11 110
73,4

r.673

I 989: 11 343
72,8

1 596

I

I
1

I
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Grunddaten

Reiseverkehr
E i ngere i ste Aus landsgâste
DeviseneinnahrBn

(Forls.)

4 850
t76

348
288
1.1

834

142
209

600c
us-t

.t

.l
us-$

i
l'li ll

|'.lrd
I'lrd

MrC

1980:
l9&4:

1 989:
1988:

Geld und Kredit
Offizieller Kurs, An- und
Verkauf

Ôffentliche Finanzen
Staatshaushal t. E innahrBn

Ausgaben
Aus landsschulden (netto)

Volksx irtschaftl iche Gesanrt-
rechnungen

Produz iertes Nat ional -
e i nkoûnen

lfürI0H Feb.1990: 12,46

1984: 31i
260

1980: 9.3

1989:

l'1rd . l 1980: 517 1987:



Grunddaten

Gebiet
Gesamtf lâche

Eev6lkerurp
Gesamtbevô I kerung
8evôlkerungsdichte
Lebenserrÿartung bei Geburt

Gesundhei tsresen
Kna nk enhausbe t ten
Ârz te
Zahnârz te

B i Idungsresen
Schüier bzw. Studenten an

AllgerEinbildenden
Schu I en

Beruf sbi ldenden Schulen
Fach- und fachmittel-
schu l en

Hochschu len

Errerbstât igkei t
Erwerbs tât i ge

Hateriel le Produktion
Produzierendes Gewerbe

Land- und Forstwirtschaft.
Fischerei
Acker I a nd
lndex der landw. Produktion
R i ndê!'bestand
Holzeinsch lag
Fangrengen der Fischerei

Produz ierendes C,*erbe
index der Bruttoproduktion
der Industrie

E lektrizitâtserzeugung
Erdô I fôrderung
Produktion von Zemnt

Rohstah l

Auoenhandel
t i nfuhr
Ausfuhr'

Verkehr und llachrichtenresen
Streckenlânge der t isenbahn
Straiien lânge
Pkw je i 00C Einwohner
Fernsehte r l nehnËr
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SOWJETUNION

1 0oo km2 l99o:

(Forts.)

l,,litI.
Einw. je

Jahre

l.lil1.
I 000

1980:

1965:

1982:
1985:
1980:

1983:

1985:
1980:

1983

1980:

r985:
r 980:

1990:

1988:

1989:

1988:

1987:
1989:

r988:
1987:

1989:

1988: 1

r989

288, 0
t2,9

70

100
75,L
38, I

km2

22 403

265,5
11,9

70

r24,9
37,5
4,0

nw

n9J

nw

je l0 000 E

je 10 000 E
je 10 000 t

000
000

,1

,à

,4

132
44

4

44, 0
4 135

228,2
1to

118,4
39r ,8
|,2

136
| 722
607,3
140 ,4
160,1

2

6

0i
l0

Hh

t
t
t

Mrd.
t4iI
l.1i I
Mil

80, 4
91,3

Mrd. US-$
}4rd. US-$

000 km

000 km

1980:

1980/81:

4
4

9

43, B

3 912

4
(

1989/90: 4 23t
5 178

1989/90:
1988/89:

6t2
235

1980: 100
77,1
38, 5

l.li 11. ha
1979/81 D = 100

Hill. -
Hi'l L mJ

rlill. t

1980.100

Anzah I
je l0 000 Einw

227 ,4
110

115, I
3s6, 6

9,8

r19
I 294
603, 2

125,0
147,9

141,8
i 001
nq)

2 504
r987
l 989

147 ,4
966

50,1
3 211
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Grunddaten

Re i severkehr
t i ngere i ste Aus landsgâste
Dev i sene innahrrcn

Geld und Xredit
Offizieller Kurs. An- und

Verk auf Rbl für I Dl',| JE 1986: 0,3392 Sept. 1990: 0.3517

I 000
Mi I r. us-$

1985:
1984:

4 340
i60

l 989:
r988:

1989:

(Forts.)

37,6

752
tro

7

400, 6

481 ,4

offentliche Finanzen
Staatshaushalt, IinnahnEn

Ausgaben
Aus landsschu lden (netto)

Hrd. Rbl
Mrd. Rbl
t'lrd. US-$

1985:

1980:

372,6
386, 5

14,9

Preise
PreisinCex für die

Lebensha I tung

Volkswirtschaf tl iche Gesart-
rechnurpen

Produ: iertes Nationa l-
e i nkormÊn

1980 = 100

l'lrd. Rbl

1985: 105 1988: 109

1980: 462,2 1989: 656,8
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Wichtigste Wirtschaftsindikatoren
ANHANG II

POLEN - \\'ichtigste \À'irtschaftsindikaloren

1989 1990 l99r Hr

Materielle Ncttoproduktion, zu konstanten
Preisen (a) 0.2

Industrielle Produktion (a) - 2.9

Landwirtschaftliche Produktion (a) 2'0

Verbraucherpreisindex (a) 640.0

Arbeitslosenquote, in 7o der Erwerbstâtigeo 0'l

Handelsbilanzsaldo, in Mrd. USD 0.2

Iæistungsbilanzsaldo, in Mrd- USD - l'8
Bruttoauslandsverschuldung, in Mrd. USD 43'3

- 13,0

- 23,0 - 9.3

250.0

6,1
'))
0,7

46,5

88.2

8,4

- 0,3

48,5

(r) Prozentuale Vctândcrung gcgcnübcr dcm enrsprcchendcn Vorjahresæitraum'

1989 1990 l99l Ql

BL LGARIE\ - \\'ichtigste \\'irtschaftsindikatoren

BIP zu konstanten Preisen (a) -0.3
Industrielle Produktion (a) -2.6
Landrvirtschaftliche Produktion (a) -4,8
Verbraucherpreisindex (a) 6'4

Arbeitslosenquote. in 7o 0'0

Handelsbilanzsaldo, in lr{rd- USD -0'8
Leistungsbilanzsaldo. in Mrd- USD -0,7
Bruttoauslandsverschuldung, in l\{rd. USD 9'2

-il.3
- r6.0

- 6,0

26.3

1,4

- 1.0

-0,8
r0.0

470.0

8,1

- 0.t

11.0

(") Prozentuale Verânderung gegenühÈl dem Vergleichszeitraum des vo;jahres'

le89 l99o l99l Ql

SOwJETU\-IO\ - \\'ichtigste \\'irtschaftsindikatoren

Bruttoinlandsprodukt, zu jeweiligen Preisen (â) 3'0

Industrielle Produktion (a) l '7

Landwirtschaftliche Produktion (') 1.3

Verbraucherpreisindex (a) 2'0

Saldo der konvertierbaren Handelsbilanz'
io Mrd. USD -02
Saldo der konverticrbaren Leislungsbilanz.
in lylrd. USD -0.2
Bruttoauslandsrerschuldung, in Mrd. USD 54.1

-20 - 10.0

- r.2 - 6.0

-2,3 - ilo
_§.0 13.8

3.3

1.4

56.1

(u) Prozcntuale verânderung gegenùher dem entsprechcnden \'oriahres/citrrum'
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Wichtigste Wirtschaftsi ndikatoren (Forts.)

1989 19$ l99t Ql

L;NGAR:\i - Wichtigste \f irtschaftsindikatoren

BIP zu konstanten Preisen (â)

Industrielle Produktion (a)

Landwirtschaftliche Produklion (s)

Verbraucherpreisindex (")

Arbeitslosenquote, in 7o

Handelsbilanzsaldo, in Mrd. USD
Leistungsbilanzsaldo, in lvlrd. USD
Bruttoauslandsschulden. in Mrd. USD

-2,8
-0,5

t2
17,0

0,0

1.0

-lJ
20,6

- 5,0

- 10,5

-4§
28,9

02
0,3

0,1

2r,8

-4)
- 12,3

2§
v2
0J
0,5

a2

(a) Prozentuale Verânderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum.

TSCH ECHOSLO\\'A K EI - \\'ichtigste \\'irrschafrsindikaloren

l9s9 toeo iÈt Qi

l\{aterielle Nettoproduktion zu konstanlen
Preisen (a) 3.1

Industrielle Produktion (s) I.0
Landrvirtschaftliche Produkrion (a) 1.3

\Ierbraucherpreisindex (a) I.4
Arbeitslosenquore. in % der Eru,erbstârigen 0.0
Handelsbilanz. in lr{rd. USD 0.1

Leistungsbilanz. in l\{rd. USD 1.0

Bruttoauslandsverschuldung. in It{rd. USD 7.9

.-31 - l.i
- 9-:7

- 3,9

r0.0

t.0

- l.-i

-0.4
8.t

5J.7

1.3

- 0..1

s.-i

(j') Prozcnluale verànderung gegenüber dem entsprcchenden \odJhrL'5zcttrJum

l9ri9 l(Itt t(r,t el

R L'I I ;( \ I f-\ - \\'ichtigstc \\ irrschx ftsindikatoren

Brutttrinlandsprodukt. zu k(lnst.llrt!'n
Prcis.'n 1r;
IntlustriclL' Produktion 1"1

Landwirtschaltliche Produktion (,r)

Verbrluchcrpreisindcr ( b)

Arbeitslosenquote, in 9t der Er*'erbstàtigen

Huntlelsbihnzsaltlo, in i\lrd. USD
Leistungsbilanzsâldo, in lvlrd. USD
Bruttcriruslandsverschuldun-s. in trl rd. USD

- 5,8 -'7.9
- 5._1 - 17.5

- 5,9 5.0

- 15

80.,1

2.r -3.1
1,5 - 3,t

0.6 2.3

- 0.6

- 0,5

1i) Prozentualc Vcrindcrung gegenùber dem entsprechentlen Vc'rjahresz..itr.rum.
(b) Prozenturler .{nstieg seit Oktobcr I9q0 iBcginn dcr Reihe).



7t ANHANG III

Osteuropa und die Sowjetunion: Auflenhandel nach

Lândergruppen 1989 -1991

Eastern Europe and the Soviet Union: Foreign Trade by dirtction l9E9'1991

(value in billion US dollars; growth ratcs in percentages) a) (eesurade)

countries or country groç b) vatue

Eastern Europe d) to or f rm:

vatue

1990 1989 1990 1991c) 1990 1989 ;;ô'ie,i;;

EXPORTS

GroHth Rstes
I HPoRT S

Grorth Rates

is inctuded in
1990 ard 1991.

uorId
rrsoci aI istrr cor,ltries
Eastern EuroPe
Developed market econ<xni es
Devetoping Countries

soviet Uniolr, to or frcrn:

9or Id
Itsocia I isttr corntries
Eastern EuroPe
Devetoped market econqnies
Devetoping Countries

59.1
1t.3
11.1
29.2
11.'

0.4
-8.7

-il.1
7.8
2.0

-r.2
-24.3
-26.9
12.3
-9. 5

-17.7
-26.3
-3r.6
-7.0

-31.7

12.0
-1.5
-3.7
21 .1
26,0

- -41.4
-10.6 -38.5
-12.1 -11 .2

5.6 -11.1
3.8 -51.4

&.8
26.8
8.5

31.9
6.?

-11.0
-3?.5
-25.6

9.?
-24 -6

-3.2
-E.6
-8.4
6.5

-'t2.5

-3.3
-11.4
- 18.6

1t .6
- 14.3

1
5

5

5

2

11
-1
31
27
-3

2.9
- 16.9
- 18.2
24.2

7
1

9
8

5

.?
-9
-8
4
5

65
z1
I

34
6

65.0
19.1
15.0
t4.4
11 .5

a) Both export & inport vatues are expressed f.o.b. except for Hr.ngarian iflports
rtrich are shorn c,i.f. in the national returns. Grouth rates are catcutated on

vatues expressed in US doltars' Trade rith "sociatist" ard east Europesn

countries in the years prior to 1991 yas vatued in an adjusted dottar rpasure
reftecting consistent roubte dottar crossrates. For detaits of the revatuation,
see the note to the fottoring tabte. Àt[ trade vatr.res for 1991 rere convertd to
dottars at the BpproÈriate national conversion coefficient.

b) ,'Eastern Europert refe.s to the East EuroPean forner Deflbers of CXEA (Eutgaria,
Czechostovakia, Geman Democratic ReF.rbtic through 1990, Hrngary, Polard and

Rcxnania). The partner cornrtry grouping fotlons the Practice untit recently
prevstent in the nationât statisticat sources, rhich differs frm the breakdovn
Lsuatty enptoyed in United tlôtions p:btications. Thus "sociatist countries'r, in
addition to the East European countries, the Soviet Union ard the Asian centratly
ptanned econonies, incltrdes Yugostâvia arË Cuba.

c) Jsnuary'June 1990 to January-June 1991

d) Exctuding Yugostavia. the forrer German Democratic ReFôtic
the datâ for 89-90, bJt not in those for the first senesters of
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ANHANG IV

Osteuropa und die Sowjetunion: Auflenhandel nach Waren 1990

Eastern Europe & the Soviet Union: Trade with the west, by commodity, 1990 a)
(Per cent, million US dollars) (eesucilr)

^LB^r^ 
BULG RT^ tiâiil?; HUx6 Ry poL^*D.",*,^ rlT$?i 'âiffi§! ussR

Exports (per cent)

Iotat ..............
Prinary......,....

tood. . . . . . , . . . . .
fuets.............
l{arufactures......

Sefii -mânufôctures
lron & steet...
Chemical.......

EngineerinE..,...
xachinery.....,

ConsurEr........
Texti les.......
Ctothin9.....,.

Totô[....
Primary...........

tood. . . . . . . . , . . .
Fuels.............
llaru{ôctures......

Sefii -msrxjf6ctures
lron & stèel...
Chernicat . . . . . . .

Engineering......
,lschinery......

ConsuÊr...,,...
Textites....-.-
Ctothing. ......

Totât.............. -
Primary.

Food...., .......
Fuets.............
llanulsctures.,....

Semi -maruf actures
Engineerin9.....,

xachinery......
Consuner...,..,..

Text i tes.......
ctothin9.....,.

Totsl....

tood, , . . , . . . . . . .
tuels...
Ëanufactures,... ..

Selni - manufactures
Engineering... ...

llachinery....,.
Consær.

Textites.......
ctoth i n9.......

n7
541
230

1693
æ7
15r
317
355
117
651

15
320

llports (Per cent)
33 17 24-5 16 -6
718 1

348 
' 

Z1Z
40 16 29
105-5
51 12 ?E
4'l 1t1 33
67 19 87
?9 26 58

132 80 63

-14
-17

7
6

-6
-11

'111

-10
-18
56

170
-12
-37
-51
-'t5

15
585

30
20
4?

?4
?3
a

-?6
17
29
56

7
11
?o
14
?3
61

192
69
65

-?2
117
51
38

7
39
9

53
5

35

-35
-53
-51
-6

-30
-1.2
-26
-31
-14
-25
68

-30
-4E
-15
-16
-19
-38
-16
-40
-8
I

-8
-11
-2

15
36
41
?6
57
69
17
n
10
56
61
35
70

26
15
1?

5

36
28
?9
21

14
53
10
3t
37

212
140

11
929
2E1

T2
107
z&
107
385

16
16?

18
7

15
11

26
24
?3
't7
35
33
?1
20
t9

1173 3726
52t 685
1U 637
3t, 16

513 3034
272 513
163 1 152
57 285

'107 1339
32 383
z5 256

459
-83

12
232
297
-73
653
389
716
?09
6

7&
71
82

1

661
73

237
1?7
352

84
68

-30
18
6

1 138
90

849
122
199
35
?7

?0
3

13
16
??

2
40
69
30
20

136

31
2
4
2

2?
1

13

9
8
3.1

Exports (i
727

65
54

-56
718
283
110
8l

?09
E7

226
5?
6

ærmnts,
1182 271

21

l
-9
20
26
15

7
E

35
48
28
10
,4

nilIion US dottars)
1 -11æ 2078

-221
-70

- 513
-441
-322
-?12
-96
-19

I
- 100

-8
-11

96
170
5?6

17
n
90

10E
13?
13
18
55

19 19
13 5

16 26
-10 ?5
27 17
20 15
828

?0 tl
35 16
12 ?7
28 26
18 21
35 71

5777 48É,8
996 320
650 15r
-2% 3525
4W é53
1313 4t0
193 lEt
306 112

1488 153
L7é 43

216t 90
1n ?6

1148 6

27
2?.

L8
63
27

9
?5
?1

&
31
95

61
-87
1.6

l92t
311

49
60

&0
15t,
942

36
572

38
63

138
I

36
?o
30
19
72
36

1?5

-6
17
-8
32
-5
zô
12
17
8

-1
-9

I [port
1201

s ( incrêrEnts, ni t t ion US dot târs)
-831
-2t1
-154

-1
-573
-26l
- 280
- 201

-29
-19

10

7526
936

1 083
319

6122
612

2787
1 088
2692

7?6
155

-1715
-1248

- 163

-970
-2?10

1 091
930
168
-21
-32

a) Changes are catcutated retative to 1989
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Erwerbstâtigkeit - Erwerbstâtige nach ausgewâhlten
Wirtschaftsbereichen

ANHANG V

1 985 1986 1987 1 988I 980Einheitl,,l irtschaf tsbere i ch

Insgesa[t

l4ateriel'le Produktion

darunter:
Produz ierendes
Gewerbe .

Land- und Forst-
wirtschaft .......

Verkehr und
Nachrichtenwesen.

Handel und Gastge-
werbe, Aufkauf 1)

I'lichtrnateriel le
Produk t i on

Insgesamt

flateriel le Produkt ion
darunter:

Produz ierendes
Gewerbe ..

Land- und Forst-
wirtschaft 4) ....

Verkehr und
Nachr i chtenwesen

Handel und Gastge-
werbe. Aufkauf 1)

NichtnEteriel le
Produk t i on

Insgesart

Materielle Produktion

darunter:
Produz i erendes

Gewerbe ..
Land- und Forst-
wirtschaft .......

Verkehr und
Nachrichtenuesen.

Handel und Gastge-
werbe, Aufkauf 1)

Nichtmaterielle
Produkt ion

POLEN

L7 874,5 17 674.8 17 789.6 17 811,5 17 705.1

83.6 81.4 8I,1 81,0 80.7

a

z

9.

ÿo

v.

l(x)0
\

l 000

z

38,9 37,7

29,7 29,1

6,6 6 ,2

7,7 8,0

16,4 18,6

UNGARN

5 073,6 4 912.9

81 ,0 8-0, 7

37 ,2

28.3

6,1

8,9

19, 0

37 ,4

27,7

6,r

9,0

r9,3

37,2

26,4

5,8

8.9

20,9

37,1

28,5

A)

8,9

18.9

4 892,5

79,9

38,2

20,9

8.3

10,5

2t,t

38, 0

20,4

8,3

10, i

2t,6

1 989

79, I

4 813,6

77,4

37 ,4

20.0

o2

i0,8

22,6

4 885.2 4 844,8

78.9 78,4

z

*

,6

,,

4

41 ,4

22,0

8,0

9.6

19,0

38,5 38,5

22,7 21,8

8,1 8,2

10.4 10,4

19 ,3 20, 1

48,0

12,3

6,5

10,8

21,2

I 000
,4

TSCHECHOSLOWAKEI

7 473 7 707 7 806 7 858

79.9 78,8 78.8 78,6

7 911

,o

9.

v,

ÿ.

ÿô

48,3

13,4

6,6

10,6

20,1

18,2

47 ,9

11.9

6,s

10, 7

21 ,8

17 ,8

47 ,8

72,5

6,5

11 ,0

21,2

48. I

12,2

6,5

10, 7

2t,4

47 ,9

11 ,5

6,5

10.7

,r)
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Erwerbstâtigkeit - Errverbstâtige nach ausgervâhlten Wirtschaftsbereichen (Forts.)

l{irtschaftsbereich 1989Einheit 1 980 i985 1986 I 987 1988

BULGARIEN

Insgesa[t.

l'later ie I le Produkt ion

daru n ter

Produz ierenCes
Gewerbe.....

Land- und torst-
r{irtschaft ..,... ,

Verkehr und
l{achrichtenwesen.

Handel und Gastge-
werbe, Aufkauf 1)

t{ichtrEteriel le
Produktion ...

Insgesart

llateriel le Produktion

darunter:
Produz i erendes
Gewerbe .

Land- und [orst-
lllirtschaft ... .. . .

Verkehr und
l{achrichtcnwesen,

Handel und Gastge-
werbe, Au{kauf 1)

l{ichtmateriel le
Produkt ion

Insgesart

l'laterie'l le Produktion
darunter:

Produz i ererrdes
Gewerbe .

Land- und I orst-
wirtschart .......

Verkehr und
Nachrichtenwesen .

Handel und Gastge-
werbe, Aufkauf 1)

l,lichtmateriel le
Produk t i on

I 000

,.

4 297.4

83, r

4 384,8 4 423.8

82,3 82,t

4 441,2

81 ,9

| 443,7

81,7

%

z

,o

,o

43,2

?4,6

6,8

8,1

45,8

21,0

6,7

8,4

46,7

19,2

6,6

8,8

18,3

46,0

20,5

6,7

8,5

17,9

46, 5

19,8

6.6

8,6

18,1

I 000

16,9 t7,7

RUMÂNIEN

r0 350.1 r0 586.1 l0 669.5 10 718,6 U 070,0

87,6 87,4 87,3 87,3 87,2 87,0

%

9ô

9.

"4

9o

43,8 44,5

29 ,8 28,9

7,2 7,t

6,0 5,8

12,4 12,6

SOWJETUNION

100 r00

76, 377 ,1

44 ,7

28,7

7,r

5,8

Lt, t

44.8

28,5

7,r

5,9

12,8

44,7

28,4

7,?

5,9

12,8

45. 1

,1 0

7,1

5,9

13,0

* 100

76,0

100

7 5,7

38,4

19, 0

8,8

7,9

24,3

r00

75,1

38,9

18.8

8,1

1a

24,9

,4

z

%

,1

38. s

?0,2

,9,1

8,0

22,9

38,4

19" 4

9,2

7,9

23,7

38,4

19.1

9,1

7,9

24.0



75 ANHANG VI

Osteuropa und die Sowjetunion: Arbeitslosigkeit 1990 - l99l
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LISTE DER \/c)M EGI
\/ERôFFENTL I CHTEN
BER I CHTE TJND I NFOS

BERICHTE

DIE WIRTSCHAFTLICHE LAGE IN WESTEUROPA
IM JAHRE 1979
1979, 56 S.

ÜBER KEYNES HINAUS - GESTALTUNG DER
WIRTSCHAFTSPOLITIK
1979, 167 S.

DIE ERWEITERUNG DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT
DURCH DEN BEITRITT GRIECHENLANDS, PORTUGALS UND
SPANIENS - SOZIO-OKONOMISCHE ASPEKTE
1979, 101 S.

DIE VERKÜRZUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA
- l.TEIL: GEGENWARTIGE SITUATION
1979, 85 S.

2

3

4

5

6

7

8

9

DIE ÜBERSTUNDEN UND DIE GEWERKSCHAFTLICHEN
POSITIONEN GEGENÜBER DEN VORSCHLJ{GEN ZUR
BEGRENZUNG DER ÜBERSTUNDEN AUF DER EBENE
EUROPAi SCHEN GEMEINSCHAFT
1979, 39 S.

DER

DIE AUSWIRKUNGEN
BESCHAFTIGUNG IN
ACHTZIGER JAHRE
2 . Auf I age 1980 ,

DER MIKROELEKTRONIK AUF DIE
WESTEUROPA WAHREND DER

I97 S

GEWERKSCHAFTLICHE GRUNDRECHTE IM UNTERNEHMEN
IN WESTEUROPAISCHEN LANDERN
1980, 180 S.

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1978-].979
UND DIE AUSSICHTEN FÜR I98O
f980, 250 S.

DIE VERKURZUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA_ 2, TEIL: ANALYSE DER WIRTSCHAFTLICHEN UND
SOZiALEN AUSWIRKUNGEN
1980. 114 S.



lÈ'

IO DIE EUROPAISCHE WIRTSCHAFT I98O-1985
. EIN ORIENTIERUNGSPLAN ZUR VOLLBESCHAFTIGUNG
1980, 168 S.

1I NEUGESTALTUNG DER ARBEITSPL'ATZE - ERFAHRUNGEN
IN WESTEUROPAISCHEN LANDERN
1981, 342 S.

L2 TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1979-1980
UND DIE AUSSICHTEN FÜR I98I
1981-, 351 S.

13. PREISKONTROLLE UND ERHALTUNG DER KAUFKRAFT
IN DEN LANDERN WESTEUROPAS
1981, 108 S.

14. INDUSTRIEPOLITIK IN WESTEUROPA
1981, 269 S.

15. TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1980-1981
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1982
1.982, 154 S,

16 TARIFVERHANDLUNGEN ÜBER NEUE TECHNOLOGIEN
1982, 128 S.

T7 DIE GEWERKSCHAFTLICHE
IN LEITUNGSFUNKTIONEN
1982, r25 S.

SITUATION DER ANGESTELLTEN
IN WESTEUROPi(ISCHEN LANDERN

18

19

20

2l

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1982
UND DIE AUSSICHTEN fÜR 1983
1983, 143 S.

ABRÜSTUNG UND UMSTELLUNG DER RÜSTUNGSINDUSTRIEN
AUF FRIEDENSPRODUKTIONEN
1983, L27 S .

GEWERKSCHAFTLICHE POSITIONEN ZUR ÜBERBETRIEB-
LICHEN VERMôGENSBILDUNG IN ARBEITNEHMERHAND
1983, 102 S .

OFFENTLICHE INVESTITIONEN UND SCHAFFUNG VON

ARBE I TSPLATZEN
1984, 134 S.

PRAKTISCHE ERFAHRUNGEN MIT DER ARBEITSZEIT-
VERKÜRZUNG IN WESTEUROPA
1984, 98 S.

22.



23

24

25

26

27

2A

29

30

31

32

33

34
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TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1983
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1984
1984, 167 S.

EUROPAISCHE INDUSTRIEPOLITIK FÜR DIE SEKTOREN
ELEKTRONIK UND INFORMATIONSTECHNOLOGIEN
1984, 104 S.

FLEXIBILITAT UND ARBEITSPL'ATZE -
MYTHOS UND REALITAT -
1985, r84 S.

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1984
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1985
1985, 158 S.

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1985
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1986
1986, 96 S.

FLEXIBILISIERUNG DER ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA
Kennzeichen, Konsequenzen, Gewerkschafts-
positionen
1986, 99 S.

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1986
UND DiE AUSSICHTEN FÜR 1987
1987, 87 S.

FRAUEN UND GEWERKSCHAFTEN IN WESTEUROPA
1987, 114 S.

DIE ROLLE DER INDUSTRIEPOLITIK IN WESTEUROPA
- Eine gewerkschaftliche Perspektive -
1987, 128 S.

DIE RENTNER IN WESTEUROPA - Entwicklungen
und gewerkschaf tliche Positionen -
1988, 135 S.

PRIVATISIERUNG IN WESTEUROPA
1988, 128 S.

FRAUENFôRDERMASSNAHMEN IN WESTEUROPA
1989, rt6 S.

35

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1987
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1988
1988, 10r S.
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36 TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1988
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1989
1989, 98 S.

37 DIE ROLLE DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALRATE
IN WESTEUROPA
1990, 108 S.

38. TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1989
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1990
1990, 105 S.

39.

40

4l

42

43

44

ARBEITNEHMERVERTRETUNG UND ARBEITNEHMERRECHTE
IN DEN UNTERNEHMEN WESTEUROPAS
1990, 132 S.

BESCHAFTIGUNG UND ARBEITSBEDINGUNGEN IN DER
EUROPAISCHEN TEXTIL-, BEKLEIDUNGS-, LEDER-
UND SCHUHINDUSTRIE
1990, r5o S.

EG-REGIONALPOLITIK - Gewerkschaftliche Positionen
1990, 113 S.

ZUKUNFT DER ARBEIT
1990, 145 S .

TARIFVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA IN 1990
UND DIE AUSSICHTEN FÜR 1991
1991, I31 S.

UMWELTSCHUTZ IN EUROPA - Zustand und
gewerkschaf t I iche Posi tionen
1992, 13.1 S,

Er I âu terunq :

Die Berichte sind in mindestens 3 Sprachen (Eng-
lisch, Franzôsisch un«l Deutsch) erschienen und viel-
fach in bis zu 7 Sprachen (einschliesslich Italie-
nisch, Niederlândisch, Norwegisch bzw. Schwedisch
oder Dànisch und Spanisch). Der Bericht Nr. 40 liegt
darüber hinaus auch in Portugiesisch und Griechisch
vor.

über die Verfügbarkeit der einzelnen Sprachen gibt
die laufend aktualisierte Liste der Verôffentlichun-
gen des EGI Auskunft, die vom EGI auf Anfrage bezo-
gen werden kann.
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2

3

4

5

6

7

I

9
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INFOS

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN GROSSBRITANNIEN: TUC

2. Auflage 1986, 40 S,

BESCH;{FTIGUNG,INVESTITIONEN UND DER OFFENTLICHE
SEKTOR
1982, 89 S.

DIE ARBEITSZEIT IN WESTEUROPA IM JAHRE 1982
1983, 78 S.

LOHNVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA 1982/L983
1983, 70 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN SCHWEDEN
2 . Auf lage 1989 , 42 S .

DIE VERTRETUNG DER FRAUEN IN DEN GEWERKSGHAFTEN
1983, 60 s.

DIE WIRTSCHAFTLICHEN KOSTEN DER ARBEITSLOSIGKEIT
1984, 59 S.

DIE GEI{ERKSCHAFTSBEWEGUNG IN GRIECHENLAND
1984, 32 S,

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND: Der DGB

1984, lo s.

ARBEITSPLATZE FÜR JUGENDLICHE
1984, 80 s.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN ITALIEN:
CGI L-CI SL-U I L
1985, 78 S.

DIE GEI{ERKSCHAFTSBEWEGUNG IN ôSTERREICH: DET ôGB
1985, 38 S.

NEUE TECHNOLOGIEN UND TARIFVERHANDLUNGEN
1985, 66 S.

GEWERKSCHAFTLICHE DIENSTE FÜR ARBEITSLOSE
1985, 33 S.

LOHNVERHANDLUNGEN IN WESTEUROPA I984/L985
I985, 56 S.

10

11

t2.

r3

14

15



a,

ARBEITSPLATZE FÜR ALLE - Ein FiIm des EGB und des
EGI - Drehbuch und Begleitheft -
1986 (nicht in deutscher Sprache verfügbar)

16

L7. DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN SPANIEN
1986, 63 S.

18 DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN BELGIEN
L987 , 82 S.

19 DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN NORWEGEN
t9B7 , 63 S.

20, DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN FRANKREICH
1987, 83 S.

2t

22

23

24

25

26, DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES
- Teil 2: Arbeitnehmerrechte in den

europâischen Unternehmen -
1988, 79 S.

27

2A

EUROPAISCHER GEWERKSCHAFTSBUND - PROFIL DES EGB
l_987, 37 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN DANEMARK
1987, 75 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN PORTUGAL
1988, 65 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN DER TÜRKEI
2. Auflage 1989, 75 S.

DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES
- Teil l: Beschâftigung -
1988, 51 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IN FINNLAND
L989, 65 S.

DIE GEWERKSCHAFTSBEWEGUNG IM GROSSHERZOGTUM
LUXEMBURG
1989, 55 S.

HUNDERT JAHRE 1. MAI (Sonderverôffentlichung)
1990, 54 S .

EUROPAISCHER GEWERKSCHAFTSBUND: EGB
1990, 56 S.

29
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30 DIE WIRTSCHAFTSREFORMEN IN MITTEL- UND OSTEUROPA
1990, 77 S.

3t DIE EUROPAISCHE WIRTSCHAFTS- UND WAHRUNGSUNION
- Gewerkschaftl iche Posi tionen -
1990, 108 S.

32, DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES
- Teil 3: Die Arbeitnehmervertretung in den

Unternehmen Wes teuropas
r990, 1.28 S

33 DIE SOZIALE DIMENSION DES BINNENMARKTES
- Teil 4: Europâische Betriebsràte
199J", 134 s.

Die Infos sind verfügbar in Deutsch, Englisch, Franzô-
sisch, Italienisch, liiedertândisch und Norwegisch; Nr.
16 dagegen nur in Englisch, Franzôsisch und Spanisch.
Ab Nr. L7 sind die Infos in alten genannten Sprachen
verfügbar. Info Nr. I ist auch in Spanisch verfügbar;
Info Nr. I in Griechisch, Info Nr. 23 in Portugiesisch
und Info Nr. 24 in Türkisch. Die Infos Nr. 30 und 31
sin<l lediglich in Englisch, Franzôsisch und Deutsch
verfügbar.
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